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des Ausschusses für Gesundheit (14. Ausschuß) 
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Kiaus Kirschner, Dr. Uirich Böhme (Unna), weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/733- 

Entwurf eines Gesetzes über die Berufe des Psychoiogischen 
Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugendiichenpsychotherapeuten 
und zur Änderung des Fünften Buches Soziaigesetzbuch 


b) zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
- Drucksache 13/1206- 

Entwurf eines Gesetzes über die Berufe des Psychoiogischen 
Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
und zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 


c) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 

- Drucksache 1 3/8035 - 

Entwurf eines Gesetzes über die Berufe des Psychologischen 
Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, 
zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze 


d) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 

- Drucksache 13/8039- 

Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Fünften Buch^es 
Sozialgesetzbuch (Neuntes SGB V-Änderungsgesetz -9. SGB V-ÄndG) 


e) zu dem Antrag der Abgeordneten Monika Knoche, Marieluise Beck (Bremen), 

Annelie Buntenbach, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/8087 - 

Grundsätze zur gesetzlichen Regelung der Berufe der Psychologischen 
Psychotherapie und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 
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A. Problem 

Eine umfassende Regelung der Tätigkeit von Psychologischen 
Psychotherapeuten sowie Kinder- und Jugendhchenpsychothera- 
peuten ist seit langem überfällig. Im Gegensatz zu vielen Berufen 
im Gesundheitswesen fehlt hier ein eigenständiges Bemfsgesetz. 
Es ist unbestritten, daß der Standard der psychotherapeutischen 
Behandlungsmaßnahmen durch eine qualitätsorientierte Ausbil- 
dung dauerhaft zu sichern und zu verbessern ist. 


B. Lösung 

a) berufsrechtlich 

“ Approbation zur Ausübung des Berufs des Psychologischen 
Psychotherapeuten und zur Ausübung des Berufs des Kinder- 
imd Jugendhchenpsychotherapeuten, 

- Definition der Psychotherapie als jede nüttels wissenschaftlich 
anerkannter Verfahren vorgenommene Tätigkeit zur Feststel- 
lung, Heilung und Linderung von Störungen mit Krankheits- 
wert, bei denen Psychotherapie indiziert ist und die durch einen 
Arzt somatisch abgeklärt sind, 

- in Vollzeitform mindestens dreij ährige oder in Teilzeitform min- 
destens fünfjährige Ausbildung in der Psychotherapie bezie- 
hungsweise Kinder- und Jugendhchenpsychotherapie, die mit 
Bestehen einer staathchen Prüfung abschheßt, 

- abgeschlossenes Psychologiestudium, bei Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten alternativ auch abgeschlossenes Stu- 
dium der Pädagogik oder Sozialpädagogik als Voraussetzung 
für die Zulassung zur Ausbildung, 

- Ermächtigung des Bundesministeriums für Gesundheit zum Er- 
laß von Rechtsverordnungen, in denen die Ausbildung zum Psy- 
chologischen Psychotherapeuten und zum Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten näher geregelt wird, 

- wissenschaftliche Anerkennung von Verfahren auf der Grund- 
lage von Gutachten der Vertretung der Psychologischen Psy- 
chotherapeuten und Kinder- und Jugendhchenpsychothera- 
peuten sowie der Bundesärztekammer oder eines von diesen 
Organisationen gemeinsam gebildeten wissenschaftiichen Bei- 
rates, 

- Übergangsvorschriften für vor Inkrafttreten des Gesetzes tätige 
qualifizierte Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- 
und Jugendhchenpsychotherapeuten. 

b) krankenversicherungsrechtlich 

- Erstzugangsrecht des Patienten auch zum Psychologischen Psy- 
chotherapeuten und zum Kinder- und Jugendhchenpsychothe- 
rapeuten, 

- Konsiharbericht eines Vertragsarztes zur Abklärung einer so- 
matischen und psychiatrischen Erkrankung, 
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“ Integration der Psychotherapeuten in die vertragsärztliche Ver- 
sorgung bei Nachweis der Approbation und der erforderlichen 
Qualifikation in den in der gesetzhchen Krankenversicherung 
anerkannten Behandlungsverfahren, 

- Mitghedschaft der zugelassenen Psychotherapeuten in den 
Kassenärztlichen Vereinigungen mit derselben Rechtsstellung 
wie die der Vertragsärzte, 

- Einführung des Verhältniswahlrechts für die Wahlen zu den 
Vertreterversammlungen der Kassenärztiichen Vereinigungen 
und der Kassenärztiichen Bundesvereinigung, 

- gesetzhch geregelte Besetzung des Bundesausschusses der 
Ärzte und Krankenkassen auf der Leistungserbringerseite nüt 
ärztlichen und nichtärztiichen psychotherapeutischen Lei- 
stungserbringern, sofern die Psychotherapie-Richtlinien be- 
schlossen werden, 

- bis zum Beginn der Mitghedschaft der Psychotherapeuten in 
den Vertreterversammlungen der Kassenärztiichen Vereinigun- 
gen und der Kassenärztüchen Bundesvereinigung gesetzüche 
Einrichtung von beratenden Fachausschüssen von Psychothera- 
peuten, durch die die Integration der Psychotherapeuten in die 
vertragsärztliche Versorgung gefördert werden soU, 

- Ermächtigung der Psychotherapeuten, die aufgrund der Über- 
gangsvorschriften die Approbation erworben haben, für die Zeit 
ihrer Nachqualifikation, 

- Einführung einer Zuzahlung von im Regelfall 25 v. H. der Kosten 
der psychotherapeutischen Behandlung, wobei die Spitzenver- 
bände der Krankenkassen gemeinsam und einheitiich im Be- 
nehmen mit der Kassenärztiichen Bundesvereiiügung bei be- 
sonders schweren Krankheitsbüdem eine Ermäßigung auf 
10 V. H. vorsehen können. 

c) Änderung der Berufsbezeichnung 

- Durch eine Änderung des Beschäftigungs- und Arbeitsthera- 
peutengesetzes wird die Berufsbezeichnung „Beschäftigungs- 
und Arbeitstherapeut“/,, Beschäftigungs- und Arbeitstherapeu- 
tin" in „Ergotherapeut"/„Ergotherapeutin" geändert. 

Die von den Fraktionen der CDU/CSU und FD.P. eingebrachten 

Änderungsanträge, die vom Ausschuß mehrheitlich angenommen 

wurden, haben neben Klarstellungen vor allem die folgenden 

wesenthchen Inhalte: 

- Begrenzung der Anzahl der Mitgheder der Psychotherapeuten 
in den Vertreterversammlungen auf maximal 10 v.H. anstelle 
der Einführung eines Verhältnis Wahlrechts, 

- Regelung des Fachkundenachweises und des Sockels für die 
Ermächtigung zur Nachquahfikation im Gesetzestext anstelle 
des Verweises auf Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte 
und Krankenkassen, 

- Berücksichtigung von Erziehungszeiten bei Nachqualifikation 
und bedarfsunabhängiger Zulassung, 
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- Vorziehen der gemeinsamen Bedarfsplanung auf den 1. Januar 
1999 imd Verlängerung der jeweils den Ärzten und Psychothe- 
rapeuten vorbehaltenen Quoten auf 10 Jahre, 

- Festlegimg des für die Vergütung psychotherapeutischer Lei- 
stungen im Jahre 1999 zur Verfügung stehenden Volumens, 

- Festsetzung der Zuzahlung auf einheitliche 10 DM pro Sitzung 
anstelle einer 25%igen Zuzahlung sowie Einführung einer ei- 
genständigen Überforderungsklausel. 

Mehrheitsbeschluß im Ausschuß 


C. Alternativen 

Ablehnung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. und Zustimmung zu dem Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD oder dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜ- 
NEN. 

Das vomehmliche Anliegen des Gesetzentwurfs der Fraktion der 
SPD ist, die teilweise langwierigen und verschlungenen Wege 
von Patienten über viele Behandlungsversuche, bis ihnen eine 
qualitativ angemessene psychotherapeutische Versorgung ge- 
währt wird, zu verkürzen. Die psychotherapeutische Versorgung 
solle ein gleichrangiger Teil der Regelversorgung werden. Ziel 
des berufsrechüichen Teils des Gesetzentwurfs ist die 

- Gleichstellung der Psychotherapeuten und der Ärzte in der 
psychotherapeutischen Versorgung, 

- Schaffung der gesetzlichen Grundlagen für die umfassende ei- 
genverantwortliche psychotherapeutische Tätigkeit der Ange- 
hörigen der Heübenife der Psychologischen Psychotherapeuten 
imd der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten (Psycho- 
therapeuten), 

~ Sicherung einer qualitativ hochstehenden psychotherapeuti- 
schen Versorgung der Patientiimen und Patienten. 

Krankenversicherungsrechtiich sollen die Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden, daß den Versicherten über die gleichberech- 
tigte Teilnahme der Psychologischen Psychotherapeuten und der 
Kinder- imd Jugendlichenpsychotherapeuten an der psychothera- 
peutischen Versorgung das seit langem geforderte Erstzugangs- 
recht eröffnet wird. Der Gesetzentwurf sieht keine Zuzahlung der 
Patienten vor. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schlägt die 
Bildung einer eigenen Kammer für die Psychotherapeuten vor. 
Auch dieser Antrag sieht von der Einführung einer Zuzahlung ab. 


D. Kosten 

Das Gesetz wird Mehrkosten für die öffenüiche Hand verursa- 
chen. Vor allem im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Ausbildungen und der staaüichen Prüfungen werden Mehrkosten 
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ZU Lasten der Länder unvermeidlich sein. Die Höhe dieser Mehr- 
kosten ist aber zur Zeit nicht absehbar. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau sind durch 
das Gesetz nicht zu erwarten. 


E. Sonstige Kosten 

Durch die Integration der Psychologischen Psychotherapeuten so- 
wie der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten in die ver- 
tragsärztliche Versorgung und die daraus folgende Einbeziehung 
der bisher im Wege der Kostenerstattung geleisteten Aufwendun- 
gen für nichtärzthche psychotherapeutische Behandlung in die 
vertragsärztiiche Gesamtvergütung entstehen der gesetzhchen 
Krankenversicherung keine Mehrausgaben. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/8035 in der aus der an- 
liegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzuneh- 
men, 

2. den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/8039 in der aus der wei- 
teren anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung 
anzunehmen, 

3. den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/733 abzulehnen, 

4. den inhaltsgleichen Gesetzentwurf auf Drucksache 13/1206 
ebenfalls abzulehnen, 

5. den Antrag auf Drucksache 13/8087 abzulehnen. 


Bonn, den 12. November 1997 


Der Ausschuß für Gesundheit 



Dr. Dieter Thomae 

Sigrun Lö wisch 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) 

Vorsitzender und Berichterstatter 

Berichterstatterin 

Berichterstatter 


Monika Knoche 

Dr. Ruth Fuchs 


Berichterstatterin 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Berufe des Psychologischen Psychotherapeuten 
und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, 
zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze 
- Drucksache 13/8035 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheit (1 4. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Berufe 
des Psychologischen Psychotherapeuten und 
des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, 
zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
und anderer Gesetze 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Gesetz über die Berufe 
des Psychologischen Psychotherapeuten und 
des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
(Psychotherapeutengesetz - PsychThG) 

§1 

Berufsausübung 

(1) Wer die heilkundliche Psychotherapie imter der 
Berufsbezeichnung „ Psychologische Psychothera- 
peutin" oder „Psychologischer Psychotherapeut" 
oder die heilkundhche Kinder- imd Jugendhchenpsy- 
chotherapie imter der Berufsbezeichnung „Kinder- 
imd Jugendhchenpsychotherapeutin" oder „Kinder- 
imd Jugendlichenpsychotherapeut" ausüben will, 
bedarf der Approbation als Psychologischer Psycho- 
therapeut oder Kinder- imd Jugendlichenpsychothe- 
rapeut. Die vorübergehende Ausübung des Berufs ist 
auch auf Grund einer befristeten Erlaubnis zulässig. 
Die Berufsbezeichnimgen nach Satz 1 darf nur füh- 
ren, wer nach Satz 1 oder 2 zur Ausübung der Berufe 
befugt ist. 


(2) Die Berechtigung zur Ausübung des Berufs 
des Kinder- imd Jugendlichenpsychotherapeuten er- 
streckt sich auf Patienten, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben. Ausnahmen von Satz 1 
sind zulässig, wenn zur Sicherung des Therapie- 
erfolgs eine gemeinsame psychotherapeutische 
Behandlung von Kindern oder Jugendlichen nüt 
Erwachsenen erforderlich ist oder bei Jugendlichen 


Entwurf eines Gesetzes über die Berufe 
des Psychologischen Psychotherapeuten und 
des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, 
zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
und anderer Gesetze 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

. Gesetz über die Berufe 
des Psychologischen Psychotherapeuten und 
des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
(Psychotherapeutengesetz - PsychThG) 

§1 

Berufsausübung 

(1) Wer die heilkundliche Psychotherapie unter der 
Berufsbezeichnung „ Psychologische Psychothera- 
peutin" oder „Psychologischer Psychotherapeut" 
oder die heilkundliche Kinder- und Jugendlichenpsy- 
chotherapie unter der Berufsbezeichnung „Kinder- 
und Jugendhchenpsychotherapeutin" oder „Kinder- 
und Jugendhchenpsychotherapeut" ausüben will, 
bedarf der Approbation als Psychologischer Psycho- 
therapeut oder Kinder- und Jugendhchenpsychothe- 
rapeut. Die vorübergehende Ausübung des Berufs ist 
auch auf Grund einer befristeten Erlaubnis zulässig. 
Die Berufsbezeichnimgen nach Satz 1 darf nur füh- 
ren, wer nach Satz 1 oder 2 zur Ausübung der Berufe 
befugt ist. Die Bezeichnung „Psychotherapeut" oder 
„Psychotherapeutin"darf von anderen Personen als 
Ärzten, Psychologischen Psychotherapeuten oder 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten nicht 
geführt werden. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

eine vorher mit Mitteln der Kinder- und Jugend- 
hchenpsychotherapie begonnene psychotherapeuti- 
sche Behandlung erst nach Vollendung des 18. Le- 
bensjahres abgeschlossen werden kann. 

(3) Ausübung von Psychotherapie im Sinne die- 
ses Gesetzes ist jede mittels wissenschaftiich aner- 
kannter psychotherapeutischer Verfahren vorge- 
nonunene Tätigkeit zur Feststellung, Heilung oder 
Linderung von psychischen Stönmgen mit Krank- 
heitswert, bei denen Psychotherapie indiziert ist 
und die durch einen Arzt somatisch abgeklärt sind. 
Ziu: Ausübung von Psychotherapie gehören nicht 
psychologische Tätigkeiten, die die Aufarbeitung 
und Überwindung sozialer Konflikte oder sonstige 
Zwecke außerhalb der Heilkunde zum Gegenstand 
haben. 

§2 

Approbation 

(1) Eine Approbation nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ist auf 
Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundge- 
setzes, Staatsangehöriger eines Mitghedstaates 
der Europäischen Union oder eines anderen Ver- 
tragsstaates des Abkommens über den Europäi- 
schen Wirtschaftsratmi oder heimatloser Auslän- 
der im Sinne des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer ist, 

2. die vorgeschriebene Ausbildung abgeleistet und 
die staatiiche Prüfung bestanden hat, 

3. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
aus dem sich die Unwürdigkeit oder Unzuverläs- 
sigkeit zur Ausübung des Berufs ergibt, und 

4. nicht wegen eines körperüchen Gebrechens oder 
wegen Schwäche seiner geistigen oder körperh- 
chen Kräfte oder wegen einer Sucht zur Aus- 
übung des Berufs unfähig oder ungeeignet ist. 

(2) Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 2 güt als 
erfüllt, wenn aus einem in einem Mitghedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertrags- 
staat des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum erworbenen Diplom hervorgeht, daß der 
Inhaber eine Ausbildtmg erworben hat, die in diesem 
Staat für den unmittelbaren Zugang zu einem dem 
Beruf des „Psychologischen Psychotherapeuten" 
oder dem Beruf des „Kinder- und Jugendhchenpsy- 
chotherapeuten" entsprechenden Beruf erforderhch 
ist. Diplome im Sinne dieses Gesetzes sind Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnach- 
weise im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 89/48/ 
EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine 
allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch- 
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige Be- 
rufsausbildung abschließen (ABI. EG Nr. L 19 S. 16), 
oder im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 92/51/ 
EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über eine zweite 
allgemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher 
Befähigungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(3) Ausübung von Psychotherapie im Sinne die- 
ses Gesetzes ist jede mittels wissenschaftiich aner- 
kannter psychotherapeutischer Verfahren vorge- 
nonunene Tätigkeit zur Feststellung, Heilung oder 
Lindenmg von Störungen nüt Krankheitswert, bei 
denen Psychotherapie indiziert ist und die durch ei- 
nen Arzt somatisch abgeklärt sind. Zur Ausübung 
von Psychotherapie gehören nicht psychologische 
Tätigkeiten, die die Aufarbeitung und Überwindung 
sozialer Konflikte oder sonstige Zwecke außerhalb 
der Heilkunde zum Gegenstand haben. 

§2 

unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

89/48/EWG {ABI. EG Nr. L 209 S. 25) in der jeweüs 
geltenden Fassung. Antragsteller aus einem Mit- 
ghedstaat der Europäischen Union oder einem an- 
deren Vertragsstaat des Abkommens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsraum, deren Ausbildung die 
nach diesem Gesetz vorgeschriebene Mindestdauer 
nicht erreicht, haben einen höchstens dreijährigen 
Anpassungslehrgang zu absolvieren oder eine Eig- 
nungsprüfung abzulegen. Der Antragsteller hat das 
Recht, zwischen dem Anpassungslehrgang und der 
Eignungsprüfung zu wählen. Die Voraussetzung des 
Absatzes 1 Nr. 2 gilt auch als erfüllt, wenn der An- 
tragsteller bei Vorliegen der Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Nr. 1 eine in einem anderen Staat erwor- 
bene gleichwertige abgeschlossene Ausbildung und 
gleichwertige Kenntnisse nachweist. 

(3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 1 nicht 
erfüllt, so kann die Approbation in besonderen Ein- 
zelfällen oder aus Gründen des öffenthchen Gesund- 
heitsinteresses erteilt werden. Ist zugleich die Vor- 
aussetzung nach Absatz 1 Nr. 2 nicht erfüllt, so ist die 
Erteilung der Approbation nur zulässig, wenn der 
Antragsteller eine in einem anderen Mitghedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Ver- 
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum erworbene, den Voraussetzungen 
der Richtlinien 89/48/EWG oder 92/51 /EWG entspre- 
chende oder in einem anderen Staat erworbene 
gleichwertige abgeschlossene Ausbildung und 
gleichwertige Kenntnisse nachweist. Absatz 2 Satz 3 
und 4 gilt entsprechend. 

(4) Soll die Erteilung der Approbation wegen Feh- 
lens einer der Voraussetzungen nach Absatz 1 abge- 
lehnt werden, so ist der Antragsteller oder sein ge- 
setzlicher Vertreter vorher zu hören. 

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des Ver- 
dachts einer Straftat, aus der sich die Unwürdigkeit 
oderUnzuverlässigkeit zur Ausübung des Berufs er- 
geben kann, ein Strafverfahren eingeleitet, so kann 
die Entscheidung über den Antrag auf Erteilung der 
Approbation bis zur Beendigung des Verfahrens aus- 
gesetzt werden. 


§3 §3 

Rücknahme, Widerruf und Ruhen unverändert 

der Approbation, Verzicht 

(1) Die Approbation ist zurückzunehmen, wenn bei 
ihrer Erteilung die Voraussetzung des § 2 Abs. 1 Nr. 2 
nicht Vorgelegen hat, die im Ausland erworbene Aus- 
bildung nach § 2 Abs. 2 oder Abs. 3 Satz 2 oder die 
nach § 12 nachzuweisende Ausbildung nicht abge- 
schlossen war oder die Gleichwertigkeit der Ausbil- 
dung und Kenntnisse nach § 2 Abs. 3 Satz 2 nicht ge- 
geben war. Sie kann zurückgenommen werden, 
wenn bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 4 nicht Vorgelegen hat. 

(2) Die Approbation ist zu widerrufen, wenn nach- 
träghch die Voraussetzung nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 weg- 
fällt. Gleiches gilt im Falle des nachträglichen, dauer- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


haften Wegfalls einer der Voraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 4. 

(3) Das Ruhen der Approbation kann angeordnet 
werden, wenn 

1. gegen den Approbationsinhaber wegen des Ver- 
dachts einer Straftat, aus der sich die Unwürdig- 
keit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung des Be- 
rufs ergeben kann, ein Strafverfahren eingeleitet 
ist, 

2. nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 4 vorübergehend nicht mehr vorliegt 
oder Zweifel bestehen, ob eine der Vorausset- 
zungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 noch erfüllt ist 
und der Approbationsinhaber sich weigert, sich 
einer von der zuständigen Behörde angeordneten 
amts- oder fachärztlichen Untersuchimg zu unter- 
ziehen. 

Die Anordnimg ist aufzuheben, wenn ihre Vorausset- 
zungen nicht mehr vorliegen. Der Psychologische 
Psychotherapeut oder der Kinder- und Jugendlichen- 
psychotherapeut, dessen Approbation ruht, darf den 
Beruf nicht ausüben. Die zuständige Behörde kann 
auf Antrag des Approbationsinhabers, dessen Appro- 
bation ruht, zulassen, daß die Praxis für einen von ihr 
zu bestimmenden Zeitraum durch einen anderen 
Psychologischen Psychotherapeuten oder Kinder- 
imd Jugendlichenpsychotherapeuten weitergeführt 
werden darf. 

(4) Auf die Approbation kann durch schriftliche Er- 
klärung gegenüber der zuständigen Behörde ver- 
zichtet werden. Ein Verzicht, der unter einer Bedin- 
gung erklärt wird, ist im wirksam. 

§4 

Befristete Erlaubnis 

(1) Eine befristete Erlaubnis zur Berufsausübung 
kann auf Antrag Personen erteilt werden, die eine 
abgeschlossene Ausbildung für den Beruf nachwei- 
sen. In den Fällen, in denen die Ausbildungsvoraus- 
setzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 nicht erfüllt sind oder 
nach § 2 Abs. 2 nicht als erfüllt gelten, ist nachzuwei- 
sen, daß die im Ausland erworbene Ausbildung in 
den wesentlichen Grundzügen einer Ausbildung 
nach diesem Gesetz entspricht. 

(2) Die befristete Erlaubnis kann auf bestimmte Tä- 
tigkeiten und Beschäftigungsstellen beschränkt wer- 
den. Sie darf nur widerruflich imd bis zu einer Ge- 
samtdauer der Tätigkeit von höchstens drei Jahren 
erteilt oder verlängert werden. Eine befristete Er- 
laubnis darf ausnahmsweise über drei Jahre hinaus 
erteilt oder verlängert werden, wenn dies im Inter- 
esse der psychotherapeutischen Versorgung der Be- 
völkerung liegt. Satz 3 gilt entsprechend bei Antrag- 
stellern, die 

1. unanfechtbar als Asylberechtigte anerkannt sind, 

2. die Rechtsstellung nach § 1 des Gesetzes über 
Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsak- 


§4 

unverändert 
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tionen auf genommener Flüchtiinge vom 22. Juli 
1980 (BGBl. I S, 1057) genießen, 

3. als Ausländer mit einem Deutschen im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes verheiratet sind, 
der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
hat, oder 

4, im Besitz einer Einbürgerungszusicherung sind, 
der Einbürgerung jedoch Hindernisse entgegen- 
stehen, die sie selbst nicht beseitigen können. 

(3) Personen mit einer befristeten Erlaubnis nach 
Absatz 1 und 2 haben die Rechte und Pflichten eines 
Angehörigen des Berufs, für dessen vorübergehende 
Ausübung ihnen die befristete Erlaubnis erteilt wor- 
den ist. 


§5 §5 

Ausbildung und staatliche Prüfung unverändert 

(1) Die Ausbildungen zum Psychologischen Psy- 
chotherapeuten sowie zum Kinder- und Jugendli- 
chenpsychotherapeuten dauern in Vollzeitform je- 
weüs mindestens drei Jahre, in Teilzeitform jeweils 
nündestens fünf Jahre. Sie bestehen aus einer prakti- 
schen Tätigkeit, die von theoretischer und prakti- 
scher Ausbildung begleitet wird, und schließen mit 
Bestehen der staatlichen Prüfung ab. 

(2) Voraussetzung für den Zugang zu einer Ausbil- 
dung nach Absatz 1 ist 

1. für eine Ausbildung zum Psychologischen Psycho- 
therapeuten 

a) eine im Inland an einer Universität oder gleich- 
stehenden Hochschule bestandene Abschluß- 
prüfung im Studiengang Psychologie, die das 
Fach Klinische Psychologie einschließt und ge- 
mäß § 15 Abs. 2 Satz 1 des Hochschulrahmen- 
gesetzes der Feststellung dient, ob der Student 
das Ziel des Studiums erreicht hat, 

b) ein in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum erworbenes gleichwertiges Di- 
plom im Studiengang Psychologie oder 

c) ein in einem anderen Staat erfolgreich abge- 
schlossenes gleichwertiges Hochschulstudium 
der Psychologie, 

2. für eine Ausbildung zum Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten 

a) eine der Voraussetzungen nach Nummer 1, 

b) die im Inland an einer staatlichen oder staatiich 
anerkannten Hochschule bestandene Ab- 
schlußprüfung in den Studiengängen Pädago- 
gik oder Sozialpädagogik, 

c) ein in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Union oder einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum erworbenes Diplom in den Studien- 
gängen Pädagogik oder Sozialpädagogik oder 
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d) ein in einem anderen Staat erfolgreich abge- 
schlossenes gleichwertiges Hochschulstudium. 

§ 2 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine 
andere abgeschlossene Ausbildung im Umfang ihrer 
Gleichwertigkeit auf die Ausbildung nach Absatz 1 
anrechnen, wenn die Durchführung der Ausbildung 
und die Erreichung des Ausbildungszieles dadurch 
nicht gefährdet werden. 

§6 

Ausbildungsstätten 

(1) Die Ausbildungen nach § 5 Abs. 1 werden an 
Hochschulen oder an anderen Einrichtungen vermit- 
telt, die als Ausbildungsstätten für Psychotherapie 
oder als Ausbüdungsstätten für Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapie staatlich anerkannt sind. 

(2) Einrichtungen sind als Ausbüdungsstätten nach 
Absatz 1 anzuerkennen, wenn in ihnen 

1. Patienten, die an psychischen Störungen nüt 
Krankheitswert leiden, nach wissenschaftlich an- 
erkannten psychotherapeutischen Verfahren sta- 
tionär oder ambulant behandelt werden, wobei es 
sich bei einer Ausbüdung zum Kinder- und Ju- 
gendlichenpsychotherapeuten um Personen han- 
deln muß, die das 18. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben, 

2. für die Ausbüdung geeignete Patienten nach Zahl 
und Art in ausreichendem Maße zur Verfügung 
stehen, 

3. eine angemessene technische Ausstattung für 
Ausbüdungszwecke und eine fachwissenschaftli- 
che Bibliothek vorhanden ist, 

4. in ausreichender Zahl geeignete Psychologische 
Psychotherapeuten oder Kinder- und Jugendli- 
chenpsychotherapeuten und qualifizierte Ärzte 
für die Vermittlung der medizinischen Ausbü- 
dungsinhalte für das jeweilige Fach zur Verfü- 
güng stehen, 

5. die Ausbüdung nach Ausbüdungsplänen durch- 
geführt wird, die auf Grund der Ausbüdungs- und 
Prüfungsverordnung für Psychologische Psycho- 
therapeuten oder der Ausbüdungs- und Prüfungs- 
verordnung für Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten ersteUt worden sind, und 

6. die Ausbüdungsteilnehmer während der prakti- 
schen Tätigkeit angeleitet und beaufsichtigt wer- 
den sowie die begleitende theoretische und prak- 
tische Ausbüdung durchgeführt wird, 

(3) Kann die Einrichtung die praktische Tätigkeit 
oder die begleitende theoretische und praktische 
Ausbüdung nicht voUständig durchführen, hat sie si- 
cherzusteUen, daß eine andere geeignete Einrich- 
tung diese Aufgabe in dem erforderlichen Umfang 
übernimmt, Absatz 2 Nr. 4 güt entsprechend. 


§6 

unverändert 
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§7 §7 

Ausschluß der Geltung des Berufsbildungsgesetzes unverändert 

Auf die Ausbildungen nach diesem Gesetz findet 
das Berufsbildungsgesetz keine Anwendung. 


§8 

Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) Das Bundesministerium für Gesundheit wird er- 
mächtigt, in einer Ausbildungs- und Prüfungsverord- 
nung für Psychologische Psychotherapeuten und in 
einer Ausbildimgs- imd Prüfungsverordnung für Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die Mindestanfordenm- 
gen an die Ausbildimgen und das Nähere über die 
staatlichen Prüfimgen (§ 5 Abs. 1) zu regeln. Die 
Rechtsverordnungen sollen auch Vorschriften über 
die für die Erteilung der Approbationen nach § 2 
Abs. 1 bis 3 notwendigen Nachweise, über die Ur- 
kunden für die Approbationen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 
imd über die Anforderungen nach § 2 Abs. 2 Satz 3 
enthalten. 

(2) Die Ausbildungs- imd Prüfungsverordnungen 
sind jeweils auf eine Ausbildung auszurichten, wel- 
che die Kenntnisse und Fähigkeiten in der Psycho- 
therapie vermittelt, die für die eigenverantwortliche 
und selbständige Ausübung des Berufs des Psycholo- 
gischen Psychotherapeuten oder des Berufs des Kin- 
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten erforder- 
lich sind. 

(3) In den Rechtsverordnungen ist jeweils vorzu- 
schreiben, 

1. daß die Ausbildungen sich auf die Vermittlung 
eingehender Grundkenntnisse in wissenschaftlich 
anerkannten psychotherapeutischen Verfahren 
sowie auf eine vertiefte Ausbildung in einem die- 
ser Verfahren zu erstrecken haben, 

2. wie die Ausbildungsteilnehmer während der 
praktischen Tätigkeit einzusetzen sind, insbeson- 
dere welche Patienten sie während dieser Zeit zu 
betreuen haben, 

3. daß die praktische Tätigkeit für die Dauer von 
mindestens einem Jahr in Abschnitten von minde- 
stens drei Monaten an einer psychiatrischen klini- 
scheii Einrichtung, an der psychotherapeutische 
Behandlungen durchgeführt werden, und für min- 
destens sechs Monate an einer von einem Sozial- 
versicherungsträger anerkannten Einrichtung der 
psychotherapeutischen oder psychosomatischen 
Versorgung, in der Praxis eines Arztes, der die 
psychotherapeutische Behandlung durchführen 
darf, oder eines Psychologischen Psychotherapeu- 
ten oder eines Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten abzuleisten ist und unter fachkundi- 
ger Anleitung und Aufsicht steht, 

4. daß die Gesamtstundenzahl für die theoretische 
Ausbildung mindestens 600 Stunden beträgt und 


§8 

Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) In den Rechtsverordnungen ist jeweils vorzu- 
schreiben, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 
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5. daß die praktische Ausbildung mindestens zehn 
Patientenbehandlungen im Umfang von minde- 
stens 600 Stimden umfaßt. 

^4) Für die staatiichen Prüfungen ist vorzuschrei- 
ben, daß sie sich auf eingehende Gnmdkenntnisse in 
den wissenschaftlich anerkannten psychotherapeuti- 
schen Verfahren und schwerpunktmäßig auf das Ver- 
fahren, das Gegenstand der vertieften Ausbildung 
gewesen ist (Absatz 3 Nr. 1), sowie auf die medizini- 
schen Ausbildungsinhalte erstrecken. Ferner ist zu 
regeln, daß die Prüfungen vor einer staatlichen Prü- 
fungskommission abzulegen sind, in die jeweüs zwei 
Mitgheder berufen werden müssen, die nicht Lehr- 
kräfte derjenigen Ausbildungsstätte sind, an der die 
Ausbildxmg erworben wurde. 

(5) Die Rechtsverordnungen sollen die Mögüchkei- 
ten für eine Unterbrechxmg der Ausbildungen re- 
geln. Sie können Vorschriften über die Anrechmmg 
von Ausbildimgen (§ 5 Abs. 3) enthalten. 

(6) In den Rechtsverordnungen nach Absatz 1 ist 
für Diplominhaber, die eine Erlaubnis nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 oder 
Abs. 3 Satz 2 beantragen, zu regeln: 

1. das Verfahren bei der Prüfung der Voraussetzun- 
gen des § 2 Abs. 1 Nr. 3 imd 4, insbesondere die 
Vorlage der vom Antragsteller vorzulegenden 
Nachweise xmd die Ermittlung durch die zuständi- 
ge Behörde entsprechend Artikel 6 der Richtlinie 
89/48/EWG oder den Artikeln 10 und 12 Abs. 1 
der Richtlinie 92/5 1/EWG , 

2. das Recht von Diplominhabem, nach Maßgabe 
des Artikels 7 Abs. 2 der Richtlinie 89/48/EWG 
oder des Artikels 11 Abs. 2 der Richtlinie 92/51/ 
EWG zusätzhch zu einer Berufsbezeichnung nach 
§ 1 die im Heimat- oder Herkunftmitghedstaat be- 
stehende Ausbildungsbezeichnimg imd, soweit 
nach dem Recht des Heimat- oder Herkunftmit- 
ghedstaates zulässig, deren Abkürzung in der 
Sprache dieses Staates zu führen, 

3. die Frist für die Erteilung der Approbation ent- 
sprechend Artikel 8 Abs. 2 der Richtlinie 89/48/ 
EWG oder Artikel 12 Abs. 2 der Richtlinie 92/51/ 
EWG. 

§9 

Gebührenordnung bei Privatbehandlung 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnimg mit Zustimmxmg 
des Bundesrates die Entgelte für psychotherapeuti- 
sche Tätigkeiten von Psychologischen Psychothera- 
peuten imd Kinder- und Jugendhchenpsychothera- 
peuten zu regeln. In dieser Rechtsverordnung sind 
Mindest- und Höchstsätze für die psychotherapeuti- 
schen Leistungen festzusetzen. Dabei ist den berech- 
tigten Interessen der Leistungserbringer und der zur 
Zahlung der Entgelte Verpflichteten Rechnung zu 
tragen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

5. daß die praktische Ausbildung mindestens 600 Stun- 
den mit mindestens sechs Patientenbehandlungen 
umfaßt. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


§9 

unverändert 
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§ 10 § 10 
Zuständigkeiten unverändert 

(1) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 1 trifft die zu- 
ständige Behörde des Landes, in dem der Antragstel- 
ler die staatliche Prüfimg abgelegt hat. Die Entscheid 
düngen nach § 2 Abs. 1 in Verbindimg mit § 12, nach 
§ 2 Abs. 2 imd 3 sowie nach § 4 trifft die zuständige 
Behörde des Landes, in dem der Beruf ausgeübt wer- 
den soll. 

(2) Die Entscheidungen nach § 3 trifft die zuständi- 
ge Behörde des Landes, in dem der Beruf ausgeübt 
wird oder zuletzt ausgeübt worden ist. Satz 1 gilt ent- 
sprechend für die Entgegennahme der Verzichtser- 
klärung nach § 3 Abs. 4. 

(3) Die Entscheidungen nach § 5 Abs. 3 trifft die zu- 
ständige Behörde des Landes, in dem der Antragstel- 
ler an der Ausbüdimg teilzunehmen beabsichtigt. 

(4) Die Entscheidungen nach § 6 Abs. 2 trifft die zu- 
ständige Behörde des Landes, in dem die Ausbil- 
dungsstätte ihren Sitz hat. 


§ 11 § 11 
Wissenschaftliche Anerkennung unverändert 

Soweit nach diesem Gesetz die wissenschaftliche 
Anerkennung eines Verfahrens Voraussetzung für 
die Entscheidung der zuständigen Behörde ist, soll 
die Behörde in Zweifelsfällen ihre Entscheidung auf 
der Grundlage eines Gutachtens der auf Bundes- 
ebene zuständigen Vertretung der Psychologischen 
Psychotherapeuten und Kinder- imd Jugendlichen- 
psychotherapeuten sowie der Bundes ärztekammer 
oder eines von diesen Organisationen gebildeten ge- 
meinsamen wissenschaftlichen Beirats treffen. 


§ 12 § 12 

Übergangsvorschriften Übergangsvorschriften 

(1) Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- (1) unverändert 
setzes, ohne Arzt zu sein, im Rahmen der kassenärzt- 
lichen Versorgung an der psychotherapeutischen Be- 
handlimg von gesetzlich Krankenversicherten im De- 
legationsverfahren nach den Richtlinien des Bimdes- 
ausschusses der Ärzte und Krankenkassen über die 
Durchfühnmg der Psychotherapie in der vertrags- 
ärztlichen Versorgung (Psychotherapie-Richtlinien in 
der Neufassung vom 3. Juli 1987- Banz. Nr. 156 Bei- 
lage Nr. 156 a -, zuletzt geändert durch Bekanntma- 
chung vom 12. März 1997- Banz. Nr. 49 S. 2946), als 
Psychotherapeut oder Kinder- imd Jugendlichenpsy- 
chotherapeut mitwirkt oder die Qualifikation für eine 
solche Mitwirkung erfüllt, erhält bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 imd 4 auf An- 
trag eine Approbation zur Ausübung des Berufs des 
Psychologischen Psychotherapeuten oder eine Ap- 
probation zur Ausübung des Berufs des Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten nach § 1 Abs. 1 
Satz 1. Das gleiche güt für Personen, die die für eine 
solche Mitwirkung vorausgesetzte Qualifikation bei 
VoUzeitausbüdung innerhalb von drei Jahren, bei 
Teilzeitausbildung innerhalb von fünf Jahren, nach 
Inkrafttreten des Gesetzes erwerben. 
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(2) Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes als Diplompsychologe eine Weiterbildung zum 
„Fachpsychologen in der Medizin" nach den Vor- 
schriften der Anweisung über das postgraduale Stu- 
dium für naturwissenschaftliche imd technische 
Hochschulkader sowie Diplompsychologen xmd Di- 
plomsoziologen im Gesundheitswesen vom 1. April 
1981 (Verf. U. Mitt. MfG DDR Nr. 4 S. 61) erfolgreich 
abgeschlossen hat, erhält bei Vorliegen der Vor- 
aussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 imd 4 auf 
Antrag eine Approbation zur Ausübung des Berufs 
des Psychologischen Psychotherapeuten nach § 1 
Abs. 1 Satz 1, wenn die dreijährige Weiterbildimg 
vorwiegend auf die Vermittlung von Kenntnissen 
und Fähigkeiten in der Psychotherapie ausgerichtet 
war. 

(3) Personen mit einer bestandenen Abschlußprü- 
fung im Studiengang Psychologie an einer Universi- 
tät oder einer gleichstehenden Hochschule erhalten 
bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Nr. 1, 3 und 4 auf Antrag eine Approbation zur Aus- 
übung des Berufs des Psychologischen Psychothera- 
peuten nach § 1 Abs. 1 Satz 1, wenn sie vom 1. Januar 
1992 bis zum 31. Dezember 1998 an der Versorgung 
von Versicherten einer Krankenkasse mitgewirkt ha- 
ben oder ihre Leistungen während dieser Zeit von ei- 
nem Unternehmen der privaten Krankenversiche- 
rung vergütet oder von der Beihilfe als beihilfefähig 
anerkannt worden sind. Voraussetzung für die Ertei- 
lung der Approbation nach Satz 1 ist ferner, daß die 
Antragsteller 

1. während des Zeitraums nach Satz 1 mindestens 
4 000 Stimden psychotherapeutischer Berufstätig- 
keit oder 60 dokumentierte und abgeschlossene 
Behandlungsfälle sowie 

2. mindestens 140 Stimden theoretischer Ausbil- 
dung in wissenschaftlich anerkannten Verfahren 

nachweisen. Personen im Sinne des Satzes 1, die das 
Erfordernis nach Satz 1 zweiter Halbsatz oder die 
Voraussetzung nach Satz 2 Nr. 1 nicht erfüllen, erhal- 
ten die Approbation nur, wenn sie nachweisen, daß 
sie bis zum 31. Dezember 1998 

1. mindestens 2000 Stunden psychotherapeutischer 
Berufstätigkeit abgeleistet oder 30 dokumentierte 
Behandlungsfälle abgeschlossen, 

2. mindestens fünf Behandlungsfälle unter Super- 
vision nüt mindestens je 50 Behandlungsstunden 
abgeschlossen, 

3. mindestens 280 Stunden theoretischer Ausbil- 
dung in wissenschaftlich anerkannten Verfahren 
abgeleistet haben und 

4. am 24. Juni 1997 für die Krankenkasse tätig waren 
oder ihre Leistungen zu diesem Zeitpunkt von ei- 
nem Unternehmen der privaten Krankenversiche- 
rung vergütet oder von der Beihilfe als beihilfefä- 
hig anerkannt worden sind. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) Personen mit einer bestandenen Abschlußprü- 
fung im Studiengang Psychologie an einer Universi- 
tät oder einer gleichstehenden Hochschule erhalten 
bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Nr. 1, 3 imd 4 auf Antrag eine Approbation zur Aus- 
übung des Berufs des Psychologischen Psychothera- 
peuten nach § 1 Abs. 1 Satz 1, wenn sie vom 1. Januar 
1992 bis zum 31. Dezember 1998 an der Versorgung 
von Versicherten einer Krankenkasse mitgewirkt ha- 
ben oder ihre Leistungen während dieser Zeit von ei- 
nem Unternehmen der privaten Krankenversiche- 
rung vergütet oder von der Beihilfe als beihilfefähig 
anerkannt worden sind. Voraussetzung für die Ertei- 
lung der Approbation nach Satz 1 ist ferner, daß die 
Antragsteller 

1. unverändert 


2. unverändert 


nachweisen. Personen im Sinne des Satzes 1, die das 
Erfordernis nach Satz 1 zweiter Halbsatz oder die 
Voraussetzung nach Satz 2 Nr. 1 nicht erfüllen, erhal- 
ten die Approbation nur, wenn sie nachweisen, daß 
sie bis zum 31. Dezember 1998 

1. unverändert 


2. mindestens fünf Behandlungsfälle unter Super- 
vision mit insgesamt mindestens 250 Behand- 
lungsstunden abgeschlossen, 

3. unverändert 


4. unverändert 
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(4) Personen mit einer bestandenen Abschlußprü- 
fung im Studiengang Psychologie an einer Universi- 
tät oder einer gleichstehenden Hochschule erhalten 
bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 
Nr. 1, 3 und 4 auf Antrag eine Approbation zur Aus- 
übung des Berufs des Psychologischen Psychothera- 
peuten nach § 1 Abs. 1 Satz 1, wenn sie nachweisen, 
daß sie vom 1. Januar 1992 bis zum 31. Dezember 
1998 als Angestellte oder Beamte 

1. in einer psychiatrischen, psychotherapeutischen 
oder psychosomatischen Einrichtung vorwiegend 
psychotherapeutisch tätig waren oder 

2. hauptberuflich psychotherapeutische Behandlun- 
gen durchgeführt haben. 

Voraussetzung für die Erteilung der Approbation 
nach Satz 1 Nr. 1 und 2 ist ferner, daß die Antragstel- 
ler nachweisen, daß sie 

1. in dem Zeitraum nach Satz 1 mindestens 4000 
Stunden einschließlich der dazu notwendigen 
Diagnostik und Fallbesprechungen psychothera- 
peutisch tätig waren oder 60 dokumentierte Be- 
handlungsfälle abgeschlossen und 

2. mindestens 140 Stunden theoretische Ausbildung 
in dem Gebiet, in dem sie beschäftigt sind, abge- 
leistet haben. 

Personen im Sinne des Satzes 1, die das Erfordernis 
der siebenjährigen Tätigkeit nach Satz 1 oder die 
Voraussetzung nach Satz 2 Nr. 1 nicht erfüllen, wird 
die Approbation nur erteilt, wenn sie nachweisen, 
daß sie bis zum 31. Dezember 1998 

1. mindestens 2000 Stunden psychotherapeutischer 
Berufstätigkeit abgeleistet oder 30 dokumentierte 
Behandlungsfälle abgeschlossen, 

2. mindestens fünf Behandlungsfälle unter Super- 
vision mit mindestens je 50 Behandlungsstunden 
abgeschlossen, 

3. mindestens 280 Stunden theoretischer Ausbü- 
dung in dem Gebiet, in dem sie beschäftigt sind, 
abgeleistet und 

4. spätestens am 24. Juni 1997 ihre psychotherapeu- 
tische Beschäftigung aufgenommen 

haben. 

(5) Für Personen mit einer bestandenen Abschluß- 
prüfimg im Studiengang Psychologie an einer Uni- 
versität oder einer gleichstehenden Hochschule oder 
im Studiengang Pädagogik oder Sozialpädagogik an 
einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hoch- 
schule gelten die Absätze 3 und 4 für den Antrag auf 
Erteilung einer Approbation zur Ausübung des Be- 
rufs des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu- 
ten entsprechend. 

Artikel 2 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(4) Personen mit einer bestandenen Abschlußprü- 
fung im Studiengang Psychologie an einer Universi- 
tät oder einer gleichstehenden Hochschule erhalten 
bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 
Nr. 1, 3 und 4 auf Antrag eine Approbation zur Aus- 
übung des Berufs des Psychologischen Psychothera- 
peuten nach § 1 Abs. 1 Satz 1, wenn sie nachweisen, 
daß sie vom 1. Januar 1992 bis zum 31. Dezember 
1998 als Angestellte oder Beamte 

1. unverändert 


2. unverändert 

Voraussetzung für die Erteilung der Approbation 
nach Satz 1 Nr. 1 und 2 ist ferner, daß die Antragstel- 
ler nachweisen, daß sie 

1. unverändert 


2. unverändert 


Personen im Sinne des Satzes 1, die das Erfordernis 
der siebenjährigen Tätigkeit nach Satz 1 oder die 
Voraussetzung nach Satz 2 Nr. 1 nicht erfüllen, wird 
die Approbation nur erteilt, wenn sie nachweisen, 
daß sie bis zum 31. Dezember 1998 

1. unverändert 


2. mindestens fünf Behandlungsfälle unter Super- 
vision mit insgesamt mindestens 250 Behand- 
lungsstunden abgeschlossen, 

3. unverändert 


4. unverändert 
haben. 

(5) unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
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20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1, Dem § 13 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Psychotherapeutische Behandlung mit Ausnah- 
me der verbalen Krisenintervention ist keine un- 
aufschiebbare Leistung nach Satz 1 . " 

2, Dem § 28 wird folgender Absatz angefügt: 

„ (3) Die psychotherapeutische Behandlung ei- 
ner Krankheit ist Teil der ärztiichen Behandlung. 
Sie kann auch von Psychologischen Psychothera- 
peuten sowie Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten (Psychotherapeuten) durchgeführt 
werden. Spätestens nach der zweiten Sitzung hat 
der Psychotherapeut vor Fortsetzung der Behand- 
lung den Konsiliarbericht eines Vertragsarztes zur 
Abklärung einer somatischen und psychiatri- 
schen Erkrankung einzuholen. " 


3. In § 69 wird nach dem Wort „Zahnärzten," das 
Wort „Psychotherapeuten," eingefügt. 

4. Im Vierten Kapitel wird die Überschrift des Zwei- 
ten Abschnitts wie folgt gefaßt: 

„ Zweiter Abschnitt 

Beziehungen zu Ärzten, 

Zahnärzten und Psychotherapeuten" . 

5. § 72 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten und 
Krankenkassen wirken zur Sicherstellung der 
vertragsärztlichen Versorgung der Versicherten 
zusammen. Soweit sich die Vorschriften dieses 
Kapitels auf Ärzte beziehen, gelten sie entspre- 
chend für Zahnärzte und Psychotherapeuten, so- 
fern nichts Abweichendes bestimmt ist. " 


6. Nach § 79 a wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§79b 

Fachausschuß für Psychotherapie 

Bei den Kassenärztlichen Vereinigungen und 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung wird für 
die Zeit bis zum Ende der am 1. Januar 1999 lau- 
fenden Wahlperiode der Vertreterversammlun- 
gen ein beratender Fachausschuß zur Förderung 
der Integration der Psychotherapeuten in die psy- 
chotherapeutische Versorgung gebildet. Der Aus- 
schuß besteht aus fünf Psychologischen Psycho- 
therapeuten und einem lünder- und Jugendli- 
chenpsychotherapeuten, die von der Vertreterver- 
sammlung aus dem Kreis der ordentiichen Mit- 
gheder ihrer Kassenärztlichen Vereinigung in un- 
mittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert 
durch . . . , wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. Dem § 28 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Die psychotherapeutische Behandlung ei- 
ner Krankheit ist Teil der ärztiichen Behandlung. 
Sie kann auch von Psychologischen Psychothera- 
peuten sowie Kinder- imd Jugendlichenpsycho- 
therapeuten (Psychotherapeuten) durchgeführt 
werden. Spätestens nach der zweiten Sitzung hat 
der Psychotherapeut vor Fortsetzung der Behand- 
lung den Konsiliarbericht eines Vertragsarztes zur 
Abklärung einer somatischen Erkrankung sowie, 
falls der somatisch abklärende Vertragsarzt dies 
für erforderlich hält, zur Abklärung durch einen 
psychiatrisch tätigen Vertragsarzt einzuholen. " 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


5a. Dem § 73 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Nummern 2 bis 8, 10 und 11 sowie 9, soweit 
sich diese Regelung auf die Feststellung und die 
Bescheinigung von Arbeitsunfähgikeit bezieht, 
gelten nicht für Psychotherapeuten." 

6. Nach § 79 a wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§79b 

Fachausschuß für Psychotherapie 

Bei den Kassenärztlichen Vereinigungen und 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung wird für 
die Zeit bis zum Ende der am 1. Januar 1999 lau- 
fenden Wahlperiode der Vertreterversammlun- 
gen ein beratender Fachausschuß zur Förderung 
der Integration der Psychotherapeuten in die psy- 
chotherapeutische Versorgung gebildet. Der Aus- 
schuß besteht aus fünf Psychologischen Psycho- 
therapeuten imd einem Kinder- und Jugendli- 
chenpsychotherapeuten, die von der Vertreterver- 
sammlung aus dem Kreis der ordentiichen Mit- 
gheder ihrer Kassenärztiichen Vereinigung in im- 
mittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden. 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Für die Wahl der Mitgheder des Fachausschusses 
bei der Kassenärztlichen Bundesvereinigung gilt 
Satz 2 mit der Maßgabe, daß die Mitglieder des 
Fachausschusses zugelassene Psychotherapeuten 
sein müssen. § 80a Abs. 1 gilt entsprechend. Dem 
Ausschuß ist vor Entscheidungen der Kassenärzt- 
hchen Vereinigungen und der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung in den die Integration der 
Psychotherapeuten berührenden wesentlichen 
Fragen rechtzeitig Gelegenheit zur Stellungnah- 
me zu geben. Seine Stellungnahmen sind in die 
Entscheidungen einzubeziehen. Das Nähere re- 
gelt die Satzung. " 


7. Nach § 80 wird folgender Paragraph einge- 
fügt: 


.§80a 

Verhältniswahlrech t 


(1) Für die Wahl der Vertreter der ordentlichen 
Mitglieder in die Vertreterversammlungen der 
Kassenärztlichen Vereinigungen gelten die 
Grundsätze der Verhältniswahl Das Wahlergeb- 
nis wird nach dem Höchstzahlverfahren d'Hondt 
ermittelt Dabei werden nur die Vorschlagslisten 
berücksichtigt, die mindestens 5 vom Hundert der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhalten haben. 
Die ordentlichen Mitglieder der Kassenärztlichen 
Vereinigungen sind berechtigt, Vorschlagslisten 
einzureichen. Die Vorschlagshsten müssen von 
mindestens einem Zwanzigstel, jedoch minde- 
stens von drei und nicht mehr als fünfzig der or- 
dentlichen Mitglieder unterzeichnet sein. Eine 
Zusammenlegung mehrer Vorschlagslisten und 
eine Verbindung mehrerer Vorschlagslisten sind 
zulässig. Verbundene Listen gelten bei der Ermitt- 
lung des Wahlergebnisses im Verhältnis zu den 
übrigen Listen als eine Liste. Wird nur eine Vor- 
schlagsliste eingereicht, so erfolgt die Wahl nach 
den Grundsätzen der Mehrheitswahl 


(2) Für die Wahl der Vertreter der ordentlichen 
Mitglieder der Vertreterversammlung der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigung gilt Absatz 1 ent- 
sprechend. In den Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen, auf die nach der Satzung der Kassenärztli- 
chen Bundesvereinigung nur ein Vertreter der or- 
dentlichen Mitglieder entfällt, erfolgt die Wahl 
nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 


(3) Für die Wahlen der außerordentlichen Mit- 
glieder gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. " 


8. Nach § 91 Abs. 2 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(2 a) Soweit sich Richtlinien des Bundesaus- 
schusses der Ärzte und Krankenkassen gemäß 
§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 auf die psychotherapeuti- 
sche Versorgung beziehen, sind abweichend von 
Absatz 2 Satz 1 fünf psychotherapeutisch tätige 
Ärzte imd fünf Psychotherapeuten sowie ein zu- 
sätzhcher Vertreter der Ersatzkassen zu benen- 
nen. Unter den psychotherapeutisch tätigen Ärz- 
ten imd den Psychotherapeuten muß jeweils ein 


Für die Wahl der Mitgheder des Fachausschusses 
bei der Kassenärzthchen Bundesvereinigung gilt 
Satz 2 mit der Maßgabe, daß die Mitgheder des 
Fachausschusses zugelassene Psychotherapeuten 
sein müssen. Dem Ausschuß ist vor Entscheidun- 
gen der Kassenärzthchen Vereinigungen und der 
Kassenärzthchen Bundesvereinigung in den die 
Integration der Psychotherapeuten berührenden 
wesenthchen Fragen rechtzeitig Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Seine Stehungnahmen 
sind in die Entscheidimgen einzubeziehen. Das 
Nähere regelt die Satzung. " 


7. In § 80 wird nach Absatz 1 folgender Absatz ein- 
gefügt: 

„(1 a) Die Psychotherapeuten, die ordentliche 
und außerordentliche Mitglieder der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen sind, wählen getrennt 
aus ihrer Mitte und getrennt von den übrigen 
Mitgliedern in unmittelbarer und geheimer 
Wahl ihre Mitglieder in die Vertreterversamm- 
lungen. Sie sind im Verhältnis ihrer Zahl zu der 
der ordentlichen und außerordentlichen ärztli- 
chen Mitglieder der Kassenärztlichen Vereini- 
gungen in den Vertreterversammlungen vertre- 
ten, höchstens aber mit einem Zehntel der Mit- 
glieder der Vertreterversammlung. Der Anteil, 
der auf die Psychotherapeuten entfällt, die au- 
ßerordentliche Mitglieder sind, ergibt sich aus 
dem Verhältnis ihrer Zahl zu der der Psycho- 
therapeuten, die ordentliche Mitglieder der Kas- 
senärztlichen Vereinigung sind, beträgt aber 
höchstens ein Fünftel der Psychotherapeuten in 
der Vertreterversammlung. Absatz 1 Satz 3 und 4 
gilt für die Wahl der Vertreter der Psychothera- 
peuten in die Vertreterversammlung der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigung entsprechend." 


8. unverändert 
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im Bereich der Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapie tätiger Leistungserbringer sein. Für die 
erstmalige Beschlußfassung der Richtlinien nach 
§ 92 Abs. 6 a Satz 3 werden die Vertreter der Psy- 
chotherapeuten vom Bundesministerium für Ge- 
sundheit auf Vorschlag der für die beruflichen In- 
teressen maßgeblichen Spitzenorganisationen 
der Psychotherapeuten berufen. " 

9. Nach § 92 Abs. 6 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(6 a) In den Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 
Nr. 1 ist insbesondere das Nähere über die psy- 
chotherapeutisch behandlungsbedürftigen Krank- 
heiten, die zur Krankenbehandlung geeigneten 
Verfahren, das Antrags- und Gutachterverfahren 
sowie über Art, Umfang und Durchführung der 
Behandlung zu regeln. Die Richtlinien haben dar- 
über hinaus Regelimgen zu treffen über die in- 
halthchen Anforderungen an den Konsiliarbericht 
imd an die fachlichen Anforderungen des den 
Konsiliarbericht (§ 28 Abs. 3) abgebenden Ver- 
tragsarztes. Sie sind erstmalig zum 31. Dezember 
1998 zu beschließen und treten am 1. Januar 1999 
ln Kraft. " 

10. § 95 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Vertragsärzte" die Wörter „und nach § 95 c für 
Psychotherapeuten" eingefügt. 

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„Satz 3 Nr. 2 gilt für Psychotherapeuten mit 
der Maßgabe, daß sie vor dem 1. Januar 
1999 an der ambulanten Versorgung der 
Versicherten nütge wirkt haben. " 

bb) Im bisherigen Satz 4 wird die Angabe 
„Sätze 2 und 3" durch die Angabe „Sätze 2 
bis 4" ersetzt. 

c) Folgende Absätze werden angefügt: 

n(10) Wer die Approbation nach §12 des Psy- 
chotherapeutengesetzes besitzt und die dort 
geforderten Behandlungsstunden, Behand- 
lungsfälle und die theoretische Ausbildung in 
Behandlungsverfahren nachweist, die durch 
die Richtlinien des Bundesausschusses der Ärz- 
te und Krankenkassen nach § 92 Abs. 6 a aner- 
kannt sind, wird zugelassen, wenn er den An- 
trag auf Erteilung der Zulassung bis spätestens 
3 1 , März 1999 stellt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


9. unverändert 


10. § 95 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) Folgende Absätze werden angefügt: 

„(10) Psychotherapeuten werden zur ver- 
tragsärztlichen Versorgung zugelassen, wenn 
sie 

1. bis zum 31. Dezember 1998 die Vorausset- 
zung der Approbation nach § 12 des Psy- 
chotherapeutengesetzes und des Fachkun- 
denachweises nach § 95 c Satz 2 Nr. 3 erfüllt 
und den Antrag auf Erteilung der Zulas- 
sung gestellt haben, 

2. bis zum 31. März 1999 die Approbationsur- 
kunde vorlegen und 

3. in der Zeit vom 25. Juni 1994 bis zum 24. Ju- 
ni 1997 an der ambulanten psychothera- 
peutischen Versorgung der Versicherten 
der gesetzlichen Krankenversicherung teil- 
genommen haben. 

Der Zulassungsausschuß hat über die Zulas- 
sungsanträge bis zum 30. April 1999 zu ent- 
scheiden. 
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(11) Zur Teilnahme an der vertragsärztlichen 
Versorgung wird ermächtigt, wer die Approba- 
tion nach §12 des Psychotherapeutengesetzes 
besitzt und bis zum 31. März 1999 den Antrag 
auf Nachqualifikation stellt. Das Nähere über 
Inhalt und Umfang der Nachqualifikation, die 
den in Absatz 10 aufgestellten Anforderungen 
gleichwertig sein muß, wird in den Richtlinien 
nach § 92 Abs. 6 a festgelegt Bei Nachweis des 
erfolgreichen Abschlusses der Nachqualifika- 
tion hat der Zulassungsausschuß auf Antrag 
die Ermächtigung in eine Zulassung umzuwan- 
deln. Spätestens am 31. Dezember 2003 erlischt 
die Ermächtigung; sie bleibt jedoch bis zur Ent- 
scheidung des Zulassungsausschusses erhal- 
ten, wenn der Antrag auf Umwandlung bis zum 
31. Dezember 2003 gestellt wurde. Die ermäch- 
tigten Psychotherapeuten nach Satz 1 sind bei 
der Bedarfsermittlung nach § 101 zu berück- 
sichtigen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(11) Psychotherapeuten werden zur ver- 
tragsärztlichen Versorgung ermächtigtr wenn 
sie 

1. bis zum 31. Dezember 1998 die Vorausset- 
zungen der Approbation nach § 12 des 
Psychotherapeutengesetzes erfüllt und 500 
dokumentierte Behandlungsstunden oder 
250 dokumentierte Behandlungsstunden 
unter qualifizierter Supervision in Behand- 
lungsverfahren erbracht haben, die der 
Bundesausschuß der Ärzte und Kranken- 
kassen in den bis zum 31. Dezember 1998 
geltenden Richtlinien über die Durchfüh- 
rung der Psychotherapie in der vertrags- 
ärztlichen Versorgung anerkannt hat (Psy- 
chotherapie-Richtlinien in der Neufassung 
vom 3. Juli 1987 - BAnz Nr. 156 Beilage 
Nr. 156 a zuletzt geändert durch Be- 
kanntmachung vom 12. März 1997 - BAnz 
Nr. 49 S. 2946), und den Antrag auf Nach- 
qualifikation gestellt haben, 

2. bis zum 31. März 1999 die Approbationsur- 
kunde vorlegen, 

3. in der Zeit vom 25. Juni 1994 bis zum 24. Ju- 
ni 1997 an der ambulanten psychothera- 
peutischen Versorgung der Versicherten 
der gesetzlichen Krankenversicherung teil- 
genommen haben. 

Der Zulassungsausschuß hat über die Anträge 
bis zum 30. April 1999 zu entscheiden. Die er- 
folgreiche Nachqualifikation setzt voraus, daß 
die für die Approbation gemäß § 12 Abs. 1 und 
§ 12 Abs. 3 Psychotherapeutengesetz gefor- 
derte Qualifikation, die geforderten Behand- 
lungsstunden, Behandlungsfälle und die theo- 
retische Ausbildung in vom Bundesausschuß 
der Ärzte und Krankenkassen anerkannten 
Behandlungsverfahren erbracht wurden. Bei 
Nachweis des erfolgreichen Abschlusses der 
Nachqualifikation hat der Zulassungsaus- 
schuß auf Antrag die Ermächtigung in eine 
Zulassung umzuwandeln. Die Ermächtigung 
des Psychotherapeuten erlischt bei Beendi- 
gung der Nachqualifikation, spätestens fünf 
Jahre nach Erteilung der Ermächtigung; sie 
bleibt jedoch bis zur Entscheidung des Zulas- 
sungsausschusses erhalten, wenn der Antrag 
auf Umwandlung bis fünf Jahre nach Ertei- 
lung der Ermächtigung gestellt wurde. 

(11a) Für einen Psychotherapeuten, der bis 
zum 31. Dezember 1998 wegen der Betreuung 
und der Erziehung eines Kindes in den ersten 
drei Lebensjahren, für das ihm die Personen- 
sorge Zustand und mit dem er in einem Haus- 
halt gelebt hat, keine Erwerbstätigkeit ausge- 
übt hat, wird die in Absatz 11 Satz 1 Nr. 1 ge- 
nannte Frist zur Antragstellung für eine Er- 
mächtigung und zur Erfüllung der Behand- 
lungsstunden um den Zeitraum hinausgescho- 
ben, der der Kindererziehungszeit entspricht, 
höchstens jedoch um 3 Jahre. Die Ermächti- 
gung eines Psychotherapeuten ruht in der 
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(12) Der Zulassungsausschuß kann über Zu- 
lassungsanträge von Psychotherapeuten, die 
nach dem 30. Juni 1999 gestellt werden, erst 
dann entscheiden, wenn der Landesausschuß 
der Ärzte und Krankenkassen die Feststellung 
nach § 103 Abs. 1 Satz 1 getroffen hat. Anträge 
nach Satz 1 sind wegen Zulassungsbeschrän- 
kungen auch dann abzulehnen, wenn diese bei 
Antragstellung noch nicht angeordnet waren. " 


1 1 . Nach § 95 b wird folgender Paragraph eingefügt: 

.§95c 

Voraussetzung für die Eintragung 
von Psychotherapeuten in das Arztregister 

Bei Psychotherapeuten setzt die Eintragung in 
das Arztregister voraus: 

1. die Approbation als Psychotherapeut nach den 
§§ 2 oder 12 des Psychotherapeutengesetzes 
und 

2. den Fachkundenachweis. 

Der Erwerb der Fachkunde setzt voraus, daß der 
Psychotherapeut in den durch die vom Bundes- 
ausschuß der Ärzte und Krankenkassen nach § 92 
Abs. 6 a anerkannten Behandlungsverfahren durch 
eine mindestens dreijährige Ausbildung bei Voll- 
zeitausbildung oder fünfjährige Ausbildung bei 
Teilzeitausbildung unter Anleitung von qualifi- 
zierten Ausbildungsleitern eingehende Kennt- 
nisse, Erfahrungen und Fertigkeiten in der selb- 
ständig, eigenverantwortlich durchgeführten Psy- 
chotherapie erworben hat Dabei sind Kenntnisse 
und Erfahrungen, die für die Erlangung der Ap- 
probation nachzuweisen waren, anzurechnen, so- 
fern sie in den vom Bundesausschuß der Ärzte 
und Krankenkassen anerkannten Behandlungs- 
verfahren gewonnen worden sind. Das Nähere zu 
den Anforderungen an den Fachkundenachweis 
wird in den Richtlinien nach § 92 Abs. 6 a geregelt . " 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Zeit, in der er wegen der Betreuung und der 
Erziehung eines Kindes in den ersten drei Le- 
bensjahren, für das ihm die Personensorge zu- 
steht und das mit ihm in einem Haushalt lebt, 
keine Erwerbstätigkeit ausübt. Sie verlängert 
sich längstens um den Zeitraum der Kinderer- 
ziehung. 

(11b) Für einen Psychotherapeuten, der in 
dem in Absatz 10 Satz 1 Nr. 3 und Absatz 11 
Satz 1 Nr. 3 genannten Zeitraum wegen der 
Betreuung und der Erziehung eines Kindes in 
den ersten drei Lebensjahren, für das ihm die 
Personensorge zustand und mit dem er in 
einem Haushalt gelebt hat, keine Erwerbstä- 
tigkeit ausgeübt hat, wird der Beginn der Frist 
um die Zeit vorverlegt, die der Zeit der Kin- 
dererziehung in dem Dreijahreszeitraum ent- 
spricht. Begann die Kindererziehungszeit vor 
dem 25. Juni 1994, berechnet sich die Frist 
vom Zeitpunkt des Beginns der Kindererzie- 
hungszeit an.'' 

(12) Der Zulassungsausschuß kann über Zu- 
lassungsanträge von Psychotherapeuten und 
überwiegend oder ausschließlich psychothe- 
rapeutisch tätige Ärzte, die nach dem 31. De- 
zember 1998 gestellt werden, erst dann ent- 
scheiden, wenn der Landesausschuß der Ärzte 
und Krankenkassen die Feststellung nach § 103 
Abs. 1 Satz 1 getroffen hat. Anträge nach Satz 1 
sind wegen Zulassungsbeschränkungen auch 
dann abzulehnen, wenn diese bei Antragstel- 
lung noch nicht angeordnet waren . " 

1 1 . Nach § 95 b wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§95c 

Voraussetzung für die Eintragung 
von Psychotherapeuten in das Arztregister 

Bei Psychotherapeuten setzt die Eintragung in 
das Arztregister voraus: 

1. unverändert 


2. unverändert 

Der Fachkundenachweis setzt voraus 

1. für den nach § 2 Abs. 1 des Psychotherapeu- 
tengesetzes approbierten Psychotherapeuten, 
daß der Psychotherapeut die vertiefte Ausbil- 
dung gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 des Psychothera- 
peutengesetzes in einem durch den Bundes- 
ausschuß der Ärzte und Krankenkassen nach 
§ 92 Abs. 6 a anerkannten Behandlungsverfah- 
ren erfolgreich abgeschlossen hat; 

2. für den nach § 2 Abs. 2 und Abs. 3 des Psycho- 
therapeutengesetzes approbierten Psychothe- 
rapeuten, daß die der Approbation zugrunde- 
liegende Ausbildung und Prüfung in einem 
durch den Bundesausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen nach § 92 Abs. 6 a anerkann- 
ten Behandlungsverfahren abgeschlossen 
wurden; 
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3, für den nach § 12 des Psychotherapeutenge- 
setzes approbierten Psychotherapeuten, daß 
er die für eine Approbation geforderte Quali- 
fikation, Weiterbildung oder Behandlungs- 
stunden, Behandlungsfälle und die theoreti- 
sche Ausbildung in einem durch den Bundes- 
ausschuß der Ärzte und Krankenkassen nach 
§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 anerkannten Behand- 
lungsverfahren nachweist." 


12. Dem § 101 wird folgender Absatz angefügt: 

„ (4) Für überwiegend oder ausschließlich psy- 
chotherapeutisch tätige Ärzte und für Psychothe- 
rapeuten gemeinsam ist der allgemeine bedarfs- 
gerechte Versorgungsgrad erstmalig zum Stand 
vom 1. Juli 1 999 zu ermitteln. Dabei sind überwie- 
gend psychotherapeutisch tätige Ärzte mit dem 
Faktor 0,7 zu berücksichtigen. In den Richtlinien 
nach Absatz 1 ist für die Zeit bis zum 3 1 . Dezember 
2003 sicherzustellen, daß jeweils mindestens ein 
Versorgungsanteil in Höhe von 40 vom Hundert 
der allgemeinen Verhältniszahl den überwiegend 
oder ausschließlich psychotherapeutisch tätigen 
Ärzten sowie den Psychotherapeuten Vorbehalten 
ist. Bei der Feststellung der Überversorgung nach 
§ 103 Abs. 1 sind die Versorgungsanteile von 40 
vom Hundert mitzurechnen. " 


13. § 117 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Er- 
mächtigung poliklinischer Instituts ambulan- 
zen an Ausbildungsstätten nach § 6 des Psy- 
chotherapeutengesetzes zur ambulanten psy- 
chotherapeutischen Behandlung der Versi- 
cherten und der in § 75 Abs. 3 genannten Per- 
sonen, sofern die Ausbildungsstätten in Be- 
handlungsverfahren ausbüden, die vom Bun- 
desausschuß der Ärzte und Krankenkassen 
nach § 92 Abs. 6 a anerkannt sind. Für die Ver- 
gütung gilt § 120 entsprechend. " 

14. In § 285 Abs. 4 wird nach dem Wort „Ärzte" das 

Wort Psychotherapeuten" eingefügt. 

Artikel 3 

Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 

In § 4 Abs. 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
- Gesetzliche Unfallversicherung - (Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254), zuletzt 
geändert durch ..., werden nach dem Wort „Tier- 
ärzte," die Wörter „Psychologische Psychotherapeu- 
ten, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten," 
eingefügt. 


12. Dem § 101 wird folgender Absatz angefugt: 

„(4) Überwiegend oder ausschließlich psycho- 
therapeutisch tätige Ärzte und Psychotherapeu- 
ten bilden eine Arztgruppe im Sinne des § 101 
Abs. 2. Der allgemeine bedarfsgerechte Versor- 
gungsgrad ist für diese Arztgruppe erstmals zum 
Stand vom 1. Januar 1999 zu ermitteln. Zu zählen 
sind die zugelassenen Ärzte sowie die Psycho- 
therpeuten, die nach § 95 Abs. 10 zugelassen 
werden. Dabei sind überwiegend psychothera- 
peutisch tätige Ärzte mit dem Faktor 0,7 zu be- 
rücksichtigen. In den Richtlinien nach Absatz 1 ist 
für die Zeit bis zum 31. Dezember 2008 sicherzu- 
stellen, daß jeweils mindestens ein Versorgungs- 
anteil in Höhe von 40 vom Hundert der allgemei- 
nen Verhältniszahl den überwiegend oder aus- 
schließlich psychotherapeutisch tätigen Ärzten 
sowie den Psychotherapeuten Vorbehalten ist. Bei 
der Feststellung der Überversorgung nach § 103 
Abs. 1 sind die Versorgungsanteile von 40 vom 
Hundert und die ermächtigten Psychotherapeu- 
ten nach § 95 Abs. 11 mitzurechnen. " 

13. unverändert 


14. unverändert 


Artikel 3 

unverändert 
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Artikel 4 

Änderung des Strafgesetzbuches 

In § 132 a Abs. 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuches in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. März 1987 
(BGBL I S. 945, 1160), das zuletzt durch ... geändert 
worden ist, werden nach dem Wort „Zahnarzt," die 
Wörter „Psychologischer Psychotherapeut, Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeut, " eingefügt. 


Artikel 5 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeß Ordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 
1319), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 17. März 1997 (BGBl. I S. 534), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 53 Abs. 1 Nr. 3 werden nach dem Wort „Zahn- 
ärzte," die Wörter „Psychologische Psychothera- 
peuten, Kinder- und Jugendlichenpsychothera- 
peuten," eingefügt. 

2. In § 97 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Zahnärzte," die Wörter „Psychologischen Psy- 
chotherapeuten, Kinder- und Jugendlichenpsy- 
chotherapeuten, " eingefügt. 

Artikel 6 

Änderung der Abgabenordnung 

In § 102 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c der Abgabenord- 
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. März 1976 (BGBl. I S. 613, 1977 I S. 269), die zu- 
letzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1996 (BGBl. I S. 2049) geändert worden ist, werden 
nach dem Wort „Zahnärzte," die Wörter „Psychologi- 
sche Psychotherapeuten, Kinder- und Jugendlichen- 
psychotherapeuten, " eingefügt. 

Artikel 7 

Änderung der Zulassungsverordnung 
für Vertragsärzte 

Die Zulassungsverordnung für Vertragsärzte in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
8230-25, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu- 
letzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ...), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe a wird wie folgt gefaßt: 

„a) die zugelassenen Ärzte und Psycho- 
therapeuten,". 

bb) In Buchstabe b werden nach der Angabe 
„§ 3" die Wörter „und Psychotherapeuten, 
die die Voraussetzungen des § 95 c des Fünf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch" eingefügt. 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(3) Diese Verordnung gilt für Psychothera- 
peuten entsprechend. " 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Artikel 4 

Änderung des Strafgesetzbuches 

In § 132 a Abs. 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuches in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. März 1987 
(BGBl. I S. 945, 1160), das zuletzt durch ... geändert 
worden ist, werden nach dem Wort „Zahnarzt," die 
Wörter „Psychologischer Psychotherapeut, Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeut, Psychothera- 
peut," eingefügt. 

Artikel 5 

unverändert 


Artikel 6 

unverändert 


Artikel 7 

Änderung der Zulassungsverordnung 
für Vertragsärzte 

Die Zulassungsverordnung für Vertragsärzte in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
8230-25, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu- 
letzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . 
(BGBl. I S. ...), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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2. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(2) Die §§ 25 und 31 Abs. 9 gelten erst für 
Anträge von Psychotherapeuten, die nach dem 
31. Mörz 1999 gestellt werden. " 

Artikel 8 

Änderung des Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapeutengesetzes 

Das Beschäftigimgs- und Arbeitstherapeutenge- 
setz vom 25. Mai 1976 (BGBl. I S. 1246), zuletzt geän- 
dert durch . . . , wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Gesetz über den Beruf der Ergotherapeutin und 
des Ergotherapeuten (Ergotherapeutengesetz - 
ErgThG)". 

2. In § 1 werden die Wörter Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapeut'' oder „Beschäftigungs- imd Ar- 
beitstherapeutin'" durch die Wörter , „Ergothera- 
peutin" oder „Ergotherapeut"' ersetzt. 

3. In § 2 Abs. 1 Nr. 1, § 4 Abs. 1 imd 4 Satz 1 sowie § 5 
Abs. 1 Satz 1 werden jeweüs die Wörter „Beschäf- 
tigungs- imd Arbeitstherapeuten" durch das Wort 
„Ergotherapeuten" ersetzt. 

4. In § 4 Abs. 4 Satz 2 werden nach dem Wort „Kran- 
kengymnast" die Wörter „oder Physiotherapeut" 
eingefügt. 

5. § 7 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

,§7 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. ohne Erlaubnis nach § 1 die Berufsbezeich- 
nung „Ergotherapeutin" oder „Ergotherapeut", 

2. ohne Erlaubnis nach § 8 Abs. 2 Satz 1 die 
Berufsbezeichnung „ Beschäftigungstherapeut " , 
„ Beschäftigungstherapeutin " , „ Beschäftigungs- 
imd Arbeitstherapeut (Ergotherapeut) " oder 
„Beschäftigungs- und Arbeitstherapeutin (Er- 
gotherapeutin)" oder 

3. entgegen § 9 Abs. 3 Satz 2 die Berufsbezeich- 
nung „Beschäftigungs- und Arbeitstherapeut" 
oder „Beschäftigungs- und Arbeitstherapeutin" 

führt.' 

6. § 9 wird wie folgt gefaßt: 

.§9 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
teüte Erlaubnis als „Beschäftigungs- imd Arbeits- 
therapeut" oder als „Beschäftigungs- imd Arbeits- 
therapeutin" gilt als Erlaubnis nach § 1. 

(2) Personen, die vor Inkrafttreten dieses Geset- 
zes eine Ausbildung zum „Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapeuten" oder zur „Beschäftigungs- 
und Arbeitstherapeutin" begonnen haben, erhal- 
ten nach Abschluß ihrer Ausbüdung eine Erlaub- 
nis nach § 1, wenn die Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 vorliegen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

2. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(2) Die §§ 25 und 31 Abs. 9 gelten erst für 
Anträge von Psychotherapeuten, die nach dem 
3 1 . Dezember 1998 gestellt werden. " 

Artikel 8 

unverändert 
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(3) Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten, die 
eine Erlaubnis nach dem Beschäftigungs- und Ar- 
beitstherapeutengesetz besitzen, dürfen die Be- 
rufsbezeichnung weiterführen. Außer im Falle des 
Satzes 1 darf die Berufsbezeichnung „Beschäfti- 
gungs- und Arbeitstherapeut“ oder „Beschäfti- 
gungs- und Arbeitstherapeutin“ nicht geführt 
werden.' 


Artikel 9 

Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 

In § 2 Nr. 1 a Buchstabe a des Krankenhausfinan- 
zierungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 886), das zuletzt 
durch ... geändert worden ist, werden die Wörter 
„Beschäftigungs- und Arbeitstherapeut, Beschäfti- 
gungs- imd Arbeitstherapeutin,“ durch die Wörter 
„Ergotherapeut, Ergotherapeutin, " ersetzt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Artikel 9 

unverändert 


Artikel 9 a 

Überleitungsvorschrift 

Die Rechtsstellung der bis zum 31. Dezember 1998 
an der psychotherapeutischen Versorgung der Ver- 
sicherten der gesetzlichen Krankenversicherung 
teilnehmenden nichtärztlichen Leistungserbringer 
bleibt bis zur Entscheidung des Zulassungsaus- 
schusses über deren Zulassung oder Ermächtigung 
unberührt, sofern sie einen Antrag auf Zulassung 
oder Ermächtigung bis zum 31. Dezember 1998 ge- 
stellt haben. 


Artikel 9 b 
Übergangsregelung 

zur Vergütung psychotherapeutischer Leistungen 

(1) Die Vertragsparteien des Gesamtvertrages 
nach § 82 Abs. 2 des Fünften Buches Sozialgesetz- 
buch vereinbaren für das Jahr 1999 das für die 
Vergütung psychotherapeutischer Leistungen höch- 
stens zur Verfügung stehende Ausgabenvolumen. 
Dieses Ausgabenvolumen besteht aus 

1. dem für die Vergütung psychotherapeutischer 
Leistungen in der vertragsärztlichen Versorgung 
im Jahr 1996 aufgewendeten und um die 
nach § 85 Abs. 3 des Fünften Buches Sozialge- 
setzbuch für die Jahre 1997 und 1998 vereinbar- 
ten Veränderungen erhöhten Vergütungsvolu- 
men und 

2. einem Ausgabenvolumen, das einem Anteil von 
höchstens 0,7 vom Hundert der nach § 85 Abs. 1 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch im Jahr 
1996 entrichteten Gesamtvergütungen entspricht 

Übersteigen die von einer Krankenkasse im Jahr 
1996 für psychotherapeutische Leistungen außer- 
halb der vertragsärztlichen Versorgung entrichteten 
Vergütungen das Ausgabenvolumen nach Satz 2 
Nr. 2, ist ein entsprechend erhöhtes Ausgabenvolu- 
men zu vereinbaren; die für die Krankenkasse zu- 
ständige Aufsichtsbehörde prüft die dieser Verein- 
barung zugrundeliegenden Angaben zur Höhe des 
Ausgabenvolumens. 
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Artikel 10 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Der auf Artikel 7 beruhende Teil der geänderten 
Rechtsverordnung kann auf Grund der einschlägigen 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung geändert 
werden. 

Artikel 11 
Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 §§ 8 und 9 sowie Artikel 2 Nr. 8, soweit 
er § 91 Abs. 2 a Satz 3 SGB V einfügt, und Artikel 2 
Nr. 9, soweit er § 92 Abs. 6 a Satz 3 SGB V einfügt, 
treten am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 1999 
in Kraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(2) Soweit der für die Vergütung psychothera- 
peutischer Leistungen geltende Punktwert den für 
die Vergütung der Leistungen nach Kapitel B II des 
Einheitlichen Bewertungsmaßstabs geltenden durch- 
schnittlichen rechnerischen Punktwert der beteilig- 
ten Krankenkassen um mehr als 10 vom Hundert un- 
terschreitet, haben die Vertragsparteien nach Ab- 
satz 1 geeignete Maßnahmen zur Begrenzung der 
Punktwertdifferenz zu treffen. 

(3) Das Ausgabenvolumen nach Absatz 1 verrin- 
gert sich um die Beträge, die von der Krankenkasse 
nach § 13 Abs. 3 des Fünften Buches Sozialgesetz- 
buch als Erstattungen für psychotherapeutische Lei- 
stungen aufgewendet worden sind. Für die Erstat- 
tung nach Satz 1 gilt § 13 Abs. 2 Satz 3. 

Artikel 9 c 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I 
S. 2535), zuletzt geändert durch Artikel 33 des Ge- 
setzes vom 18. Juni 1997 (BGBl. I S. 1430), wird wie 
folgt geändert: 

1. ln § 10 Abs. 2 werden nach dem Wort „Ärzten" 
die Wörter „einschließlich der Psychotherapeu- 
ten" eingefügt. 

2. In § 12 Abs. 3 werden die Wörter „Kassenärzte 
(Kassenzahnärzte)" jeweils durch die Wörter 
„Ärzte, Zahnärzte und Psychotherapeuten" er- 
setzt. 

3. In § 51 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 wird nach dem 
Wort „Zahnärzten," jeweils das Wort „Psycho- 
therapeuten," eingefügt. 

Artikel 10 

unverändert 


Artikeln 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 §§ 8, 9 imd 11, Artikel 2 Nr. 8, soweit 
er § 91 Abs. 2 a Satz 3 SGB V einfügt, Artikel 2 Nr. 9, 
soweit er § 92 Abs. 6 a Satz 3 SGB V einfügt und Ar- 
tikel 2 Nr. 10 Buchstabe c, soweit er § 95 Abs. 10 
und 11 einfügt, treten am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 

(1 a) Artikel 2 Nr. 1 tritt am 1. Mai 1999 in Kraft. 

(Ib) Artikel 9 b tritt am 31. Dezember 1999 außer 
Kraft. 

(2) unverändert 
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- Drucksache 13/8039 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheit (14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(Neuntes SGB V-Änderungsgesetz - 9. SGB V-ÄndG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988, BGBL I S. 2477), zuletzt geändert 
durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...), 
wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(Neuntes SGB V-Änderungsgesetz - 9. SGB V-ÄndG) 

Der Bimdestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversichenmg - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert 
durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. .,.), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 28 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die zahnärztliche Behandlung umfaßt die 
Tätigkeit des Zahnarztes, die zur Verhütung, 
Früherkennung und Behandlung von Zahn-, 
Mund- und Kieferkrankheiten nach den Regeln 
der zahnärztlichen Kunst ausreichend und zweck- 
mäßig ist. Wählen Versicherte bei Zahnfüllungen 
eine darüber hinausgehende Versorgung, haben 
sie die Mehrkosten selbst zu tragen. In diesen 
Fällen ist von den Kassen die vergleichbare preis- 
günstigste plastische Füllung als Sachleistung ab- 
zurechnen. ln Fällen des Satzes 2 ist vor Beginn 
der Behandlung eine schriftliche Vereinbarung 
zwischen dem Zahnarzt und dem Versicherten zu 
treffen. Die Mehrkostenregelung gilt nicht für 
Fälle, in denen intakte plastische Füllungen aus- 
getauscht werden. Nicht zur zahnärztlichen 
Behandlung gehört die kieferorthopädische Be- 
handlung von Versicherten, die zu Beginn der 
Behandlung das 18. Lebensjahr vollendet haben. 
Dies gilt nicht für Versicherte mit schweren Kie- 
feranomalien, die ein Ausmaß haben, das kombi- 
nierte kieferchirurgische und kieferorthopädi- 
sche Behandlungsmaßnahmen erfordert. Ebenso 
gehören funktionsanalytische und funktionsthe- 
rapeutische Maßnahmen nicht zur zahnärztlichen 
Behandlung; sie dürfen von den Krankenkassen 
auch nicht bezuschußt werden. Das gleiche gilt 
für impiantologische Leistungen einschließlich 
der Suprakonstruktion, es sei denn, es liegen sel- 
tene vom Bundesausschuß der Zahnärzte und 
Krankenkassen in Richtlinien nach § 92 Abs. 1 
festzulegende Ausnahmeindikationen für beson- 
ders schwere Fälle vor, in denen die Kranken- 
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1. Nach § 28 wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§28a 

Zuzahlung bei psychotherapeutischer Behandlung 

(1) Versicherte, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben, leisten zu den Kosten der psychotherapeu- 
tischen Behandlung eine Zuzahlung von 25 vom 
Hundert an den Vertragsarzt oder den Psycho- 
therapeuten; maßgebend für die Berechnung der 
Kosten ist der vereinbarte Punktwert für das Regel- 
leistungsvolumen (§ 85 Abs. 2). Satz 1 gilt nicht für 
die in § 28 Abs. 3 genannten Sitzungen und den 
Konsüiarbericht. 

(2) Die Spitzenverbände der Krankenkassen ge- 
meinsam und einheitlich können im Benehmen 
mit der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
Krankheitsbilder festlegen, bei denen die Zuzah- 
lung wegen der besonderen Schwere der Erkran- 
kung 10 vom Hundert beträgt. “ 

2. In § 61 Abs. 1 Nr. 1 werden nach den Wörtern „Zu- 
zahlung zu" die Wörter „psychotherapeutischer 
Behandlung," eingefügt. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

kasse diese Leistungen als Sachleistung im Rah- 
men einer medizinischen Gesamtbehandlung er- 
bringt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend." 

la Nach § 28 wird folgender Paragraph eingefügt: 
.§28a 

Zuzahlung zu psychotherapeutischer Behandlung 

Versicherte, die das 18. Lebensjahr vollendet ha- 
ben, leisten zu den Kosten der psychotherapeuti- 
schen Behandlung eine Zuzahlung von zehn Deut- 
sche Mark je Sitzung an den Leistungserbringer. 
Dies gilt nicht für die in § 28 Abs. 3 Satz 3 genann- 
ten Sitzungen und den Konsüiarbericht. Der Ver- 
gütungsanspruch des Leistungserbringers verrin- 
gert sich für jede Sitzung um den Zuzahlungs- 
betrag; dies gilt nicht, wenn der Versicherte nach 
§ 61 Abs. 1 Nr. 1 vollständig befreit ist oder 
soweit die Krankenkasse Zuzahlungen nach § 62 
Abs. 1 a zu übernehmen hat." 


2. unverändert 


3. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(la) Die Krankenkasse hat die dem Versi- 
cherten während eines Kalenderjahres ent- 
standenen Zuzahlungen zu psychotherapeuti- 
scher Behandlung zu übernehmen, soweit sie 
die Belastungsgrenze übersteigen. Absatz 1 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Belastungs- 
grenze nach Absatz 1" durch die Worte „Bela- 
stungsgrenzen nach den Absätzen 1 und la" 
ersetzt. 

4. In § 62 a Abs. 1 Satz 1 wird nach der Angabe „§ 24 
Abs. 3," die Angabe „§ 28a," eingefügt. 

5. Dem § 85 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Gesamtvergütungen vermindern sich um 
die von den Versicherten geleisteten Zuzahlun- 
gen nach § 28a." 

Artikel 1 a 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

§ 196 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 820-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die 
zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie folgt 
gefaßt: 
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„(2) Bei Schwangerschaftsbeschwerden und im 
Zusammenhang mit der Entbindung gelten die 
§§ 28a, 31 Abs. 3, § 32 Abs. 2 und § 33 Abs. 2 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch nicht. 


Artikel Ib 

Änderung des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte 

§ 23 Abs. 2 des Gesetzes über die Krankenver- 
sicherung der Landwirte vom 10. August 1972 
(BGBL I S. 1433), das zuletzt durch ... geändert wor- 
den ist, wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Bei Schwangerschaftsbeschwerden und im 
Zusammenhang mit der Entbindung gelten die 
§§ 28a, 31 Abs. 3, § 32 Abs. 2 und § 33 Abs. 2 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch nicht. 


Artikel 2 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 1999 in Kraft. 


Artikel 2 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Sigrun Löwisch, Horst Schmidbauer (Nürnberg), 
Monika Knoche, Dr. Dieter Thomae und Dr. Ruth Fuchs 


A. Allgemeiner Teil 
1. Zum Beratungs verfahren 

Der Deutsche Bundestag hat die beiden Gesetzent- 
würfe - Drucksachen 13/733 und 13/1206 - in seiner 
44. Sitzung am 22. Juni 1995 in erster Lesung bera- 
ten und an den Ausschuß für Gesundheit zur feder- 
führenden Beratung und an den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung und den Ausschuß für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend zur Mitberatung und 
dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO überwie- 
sen. 

Die Gesetzentwürfe auf Drucksachen 13/8035 und 
13/8039 sowie den Antrag auf Drucksache 13/8087 
hat der Deutsche Bundestag in seiner 184. Sitzung 
am 26. Juni 1997 an den Ausschuß für Gesundheit 
zur federführenden Beratung und an den Rechtsaus- 
schuß, den Haushaltsausschuß, den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung sowie den Ausschuß für 
Büdung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung zur Mitberatung über- 
wiesen. 

Der Rechtsausschuß teüte in seiner Stellungnahme 
vom 12. November 1997 mit, daß er mit den Stimmen 
der Mitgheder der Fraktion der CDU/CSU gegen die 
Stimmen der Mitgheder der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS bei Abwesenheit der Mitgheder der Fraktion 
der F.D.P. die Annahme der Gesetzentwürfe auf 
Drucksachen 13/8035 und 13/S039 empfehle. Weiter 
empfahl er mit den Stimmen der Mitgheder der Frak- 
tion der CDU/CSU gegen die Stimmen der Mitghe- 
der der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung der Mit- 
gheder der Fraktion der SPD und bei Abwesenheit 
der Mitglieder der Fraktion der F.D.P., den Antrag 
auf Drucksache 13/8087 abzulehnen. 

Der Haushaltsausschuß empfahl in seiner Stehung- 
nahme vom 12. November 1997 mit den Stimmen der 
Mitgheder der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Mitgheder der Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und des Mit- 
gheds der Gruppe der PDS, die Gesetzentwürfe auf 
den Drucksachen 13/8035 und 13/8039 anzunehmen. 
Weiter empfahl er mit den Stimmen der Mitgheder 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Mitgheder der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und des Mitgheds der Gruppe der 
PDS bei Stimmenthaltung der Mitgheder der Frak- 
tion der SPD die Ablehnung des Antrags auf 
Drucksache 13/8087. 

Der Ausschuß für Arbeit imd Sozialordnung empfahl 
in seiner SteUungnahme vom 8. Mai 1996 mit den 
Stimmen der Mitgheder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitgheder 


der Fraktion der SPD bei Stimmenthaltung der Mit- 
gheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
des Mitgheds der Gruppe der PDS, die Gesetzent- 
würfe auf Drucksachen 13/733 imd 13/1206 abzuleh- 
nen. In seiner Stehungnahme vom 12. November 
1997 empfahl er mit den Stimmen der Mitgheder der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Mitgheder der Fraktionen SPD und BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und des Mitgheds der Gruppe 
der PDS, den Gesetzentwürfen auf den Drucksachen 
13/8035 und 13/8039 zuzustimmen. Mit den Stimmen 
der Mitgheder der Fraktionen der CDU/CSU imd 
F.D.P. gegen die Stimmen der Mitgheder der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und des Mitgheds der 
Gruppe der PDS empfahl er bei Stimmenthaltimg der 
Mitgheder der Fraktion der SPD, den Antrag auf 
Drucksache 13/8087 abzulehnen. 

Der Ausschuß für Famihe, Senioren, Frauen und Ju- 
gend hat in seiner SteUungnahme vom 12. November 
1997 mit den Stimmen der Mitgheder der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Mitgheder der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS bei Stimmenthaltung der Mitgheder der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, den Ge- 
setzentwurf auf Drucksache 13/733 abzulehnen und 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/1206 für erle- 
digt zu erklären. Weiter empfahl er mit den Stimmen 
der Mitgheder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Mitgheder der Fraktio- 
nen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Gruppe der PDS die Annahme der Gesetzentwürfe 
auf Drucksachen 13/8035 und 13/8039 in der vorste- 
hend abgedruckten Fassung. Schheßhch empfahl er 
mit den Stimmen der Mitgheder der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Mit- 
gheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltimg der Mit- 
gheder der Fraktion der SPD, den Antrag auf Druck- 
sache 13/8087 abzulehnen. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung teilte in 
seiner Stehungnahme vom 12. November 1997 mit, 
daß er mit den Stimmen der Mitgheder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Mitgheder der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS den Gesetz- 
entwürfen auf Drucksachen 13/8035 und 13/8039 zu- 
gestimmt habe. Den Antrag auf Drucksache 13/8087 
hat er mit den Stimmen der Mitgheder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Mitgheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei Stimmenthaltung der Mitgheder der Fraktion der 
SPD abgelehnt. 

Der Haushaltsausschuß wird gemäß § 96 GO geson- 
dert Bericht erstatten. 
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Der Ausschuß für Gesundheit hat die Beratung der 
Gesetzentwürfe auf Drucksachen 13/733 und 13/ 
1206 in seiner 27. Sitzung am 25. Oktober 1995 auf- 
genommen, in seiner 61. Sitzung am 19. Juni 1996, 
seiner 91. Sitzung am 16. April 1997 und seiner 
95. Sitzimg am 4. Juni 1997 fortgesetzt. In dieser 
Sitzimg brachte die Fraktion der SPD umfangreiche 
Ändenmgsanträge zu den beiden Gesetzentwürfen 
ein. In seiner 97. Sitzung am 25. Juni 1997 beschloß 
der Ausschuß einstimmig, zu allen Vorlagen eine 
öffenthche Anhörung von Sachverständigen durch- 
zuführen. Die Anhörung fand in der 99. Sitzung am 
24. September 1997 statt. 

Zu dieser Anhörung waren die Allgemeine Ärzthche 
Gesellschaft für Psychotherapie, Düsseldorf; die 
Allgemeine Ortskrankenkassen, Bonn; die Arbeits- 
gemeinschaft Psychotherapeutengesetz, Feldafing; 
die Arbeitsgemeinschaft der Psychotherapeutenver- 
bände in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(AGR), Bad Dürkheim; die Arbeitsgemeinschaft Psy- 
chotherapeutischer Fachverbände, Köln; die Arbeits- 
gemeinschaft Psychotherapie (AGPT), Bonn; der 
Berufsverband Akademischer Psychotherapeutinnen 
(BAPt) e.V, Mettmann; der Berufsverband der Ärzte 
für Kinder- imd Jugendpsychiatrie und Psychothera- 
pie in Deutschland e.V, Weil der Stadt; der Berufs- 
verband der Deutschen Nervenärzte e.V, Berlin; der 
Beruf sverband der Diplompädagoginnen und Di- 
plompädagogen e.V, Bochum; der Berufsverband 
der Vertragspsychotherapeuten (BWP), Bad Berle- 
burg; der Berufsverband Deutscher Psychologen 
e.V, Bonn; die Bimdesärztekammer, Köln; die Bim- 
desknappschaft, Bochum; die Bundeskonferenz für 
Erziehungsberatung, Fürth; der Bundesverband der 
Betriebskrankenkassen, Essen; der Bundesverband 
der Innimgskrankenkassen, Bergisch Gladbach; der 
Bimdesverband der landwirtschaftiichen Kranken- 
kassen, Kassel- Wilhelmshöhe; der Bundesverband 
der Psychiatrie-Erfahrenen e.V, Bonn; der Bundes- 
verband der Vertragspsychotherapeuten e.V, Frei- 
burg; die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit- 
geberverbände, Köln; der Dachverband für Famüien- 
therapie und systemische Arbeiten, Bonn; die Deut- 
sche Angestellten-Gewerkschaft, Hamburg; die 
Deutsche Arbeitsgemeinschaft für Familientherapie, 
Freiburg; die Deutsche Fachgesellschaft für Tiefen- 
psychologisch fundierte Psychotherapie (DFT) e.V, 
Hamburg; die Deutsche Gesellschaft für Individual- 
psychologie, Wicken; die Deutsche Gesellschaft für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie, Dresden; die Deut- 
sche Gesellschaft für Neurologie und Psychiatrie, 
Essen; die Deutsche Gesellschaft für Psychoanalyse, 
Psychotherapie, Psychosomatik imd Tiefenpsycholo- 
gie e.V, Berlin; die Deutsche Gesellschaft für Psycho- 
logie, Bochum; die Deutsche Gesellschaft für Psycho- 
therapeutische Medizin, Dortmund; die Deutsche 
Gesellschaft für Sozialpsychiatrie, Köln; die Deutsche 
Gesellschaft für Verhaltenstherapie, Tübingen; die 
Deutsche Hauptstelle gegen Suchtgefahren, Hamm; 
die Deutsche Psychoanalytische Gesellschaft (DGP), 
Aachen; die Deutsche Psychoanalytische Vereini- 
gimg (DVP), Berlin; die Deutsche Vereinigung für 
Gestalttherapie (DVG), Düsseldorf; der Deutsche Ar- 
beitskreis für Gruppenpsychotherapie imd Gruppen- 


dynamik, Kreuzlingen; der Deutsche Berufsverband 
der Sozialarbeiter/Sozialarbeiterinnen, Sozialpäd- 
agogen/Sozialpädagoginnen, Heilpädagogen/Heil- 
pädagoginnen, Herne; der Deutsche Dachverband 
für Psychotherapie, Frankfurt; der Deutsche Fachver- 
band für Verhaltenstherapie e.V. (DVT), Münster; der 
Deutsche Fachverband für Kunst und Gestaltthera- 
pie, Kreilling; der Deutsche Fachverband für Kunst 
und Gestalttherapie, Bönningstedt; der Deutsche 
Fachverband für Kunst imd Gestalttherapie, Ham- 
burg; der Deutsche Gewerkschaftsbund, Düsseldorf; 
der Deutsche Psychotherapeutenverband e.V, Bre- 
men; die Evangelische Kirche in Deutschland, Bonn; 
die Gesellschaft für Neuropsychologie e.V, Bad Wil- 
dungen; die Gesellschaft für Psychotherapie, Psycho- 
somatik und Medizinische Psychologie e.V, Torgau; 
die Gesellschaft für wissenschaftliche Gesprächspsy- 
chotherapie e.V, Köln; der Hartmannbund, Bonn; die 
Interessenvereinigung zur Gleichstellung von Aka- 
demischen Heilberufen, Oldenburg; die Kassenärztii- 
che Bundesvereinigung, Köln; die Kathohsche Fach- 
hochschule für Sozialwesen und Religionspädagogik, 
Freiburg; das Kommissariat der deutschen Bischöfe, 
Bonn; der Marburger Bund, Köln; der Medizinische 
Dienst der Spitzenverbände der Krankenversiche- 
rungen e.V, Essen; die Neue Gesellschaft für Psycho- 
logie, Berlin; der Schulen- und berufsübergreifende 
Deutsche Dachverband für Psychotherapie, Frank- 
furt/M; die Sektion Klinische Psychologie im BDP, 
Mainz; der Verband der Angestellten-Krankenkas- 
sen e.V, Siegburg; der Verband der Krankenhaus- 
psychologen im Landschaftsverband Westfalen-Lip- 
pe e.V, Dortmund; der Verband der niedergelasse- 
nen Ärzte Deutschland e.V, Köln; der Verein Demo- 
kratischer Ärztinnen und Ärzte, Frankfurt/M; der Be- 
rufsverband der Allgemeinärzte Deutschlands, Köln; 
die Vereinigimg Analytischer Kinder- imd Jugendli- 
chen-Psychotherapeuten e.V, Mannheim; die Verei- 
nigung der Kassenpsychotherapeuten e.V, Ludwigs- 
hafen; die Vereinigung psychotherapeutisch tätiger 
Kassenärzte e.V. (VPK), München als sachverständi- 
ge Verbände und Professor Dr. Berger, Freiburg; Pro- 
fessor Dr. Karl- Jürgen Bieback, Reinbeck; Dr. Ilona 
Bodnar, Berlin; Karin Bell, Köln; Ellen Bruck- 
mayer, Feldafing; Norbert Bowe, Kirchzarten; Herr 
Dr. Bucholz, Andernach; Professor Dr. Dr. Klaus Dör- 
ner, Gütersloh; Professor Dr. Brigitte Dorst, Münster; 
Professor Ingwar Ebsen, Frankfurt/M; Birgit Löber- 
Kraemer, Bonn; Professor Dr. Manfred Steinbach, 
Grafschaft; Frau Schlösser, Göttingen; Professor 
Schnapp, Bochum als Einzelsachverständige gela- 
den. Auf die als Ausschußdrucksachen verteilten 
Stellungnahmen der Sachverständigen und das 
Wortprotokoll der öffentüchen Anhörung wird Bezug 
genommen. 

Der Ausschuß für Gesundheit setzte die Beratung der 
Vorlagen in seiner 104. Sitzung am 29. Oktober 1997 
fort und schloß sie in seiner 105. Sitzung am 12. No- 
vember 1997 ab. Dabei hat er die Gesetzentwürfe auf 
Drucksachen 13/733 und 13/1206 mit den Stimmen 
der Mitgheder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Mitgheder der Fraktio- 
nen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und des 
Mitgheds der Gruppe der PDS abgelehnt. Den bei- 
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den Gesetzentwürfen auf den Drucksachen 13/8035 
und 13/8039 stimmte er in der vorstehend abge- 
druckten Fassung nüt den Stimmen der Mitgüeder 
der Fraktionen der CDU/CSU und FD.P. gegen die 
Stimmen der Mitgheder der Fraktionen SPD imd 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und des Mitgheds der 
Gruppe der PDS zu. Den Antrag auf Drucksache 13/ 
8087 lehnte er nüt den Stimmen der Mitgheder der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Mitgheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN imd des Mitgheds der Gruppe der PDS bei 
Stimmenthaltung der Mitgheder der Fraktion der 
SPD ab. 


2. Zum Inhalt der Vorlagen 

a) Gesetzentwurf der Abgeordneten 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) , Klaus Kirschner, 
Dr. Ulrich Böhme (Unna), weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD - Drucksache 13/733- 

Er dient der dringend erforderhchen Schaffung 
eigenständiger Heilberufe für Psychologische Psy- 
chotherapeuten sowie für Kinder- und Jugendhchen- 
psychotherapeuten und der Verbesserung der psy- 
chotherapeutischen Versorgung der Bevölkerung. 
Dabei wird der Standard der psychotherapeutischen 
Behandlimgsmaßnahmen durch eine quahtätsorien- 
tierte Ausbildung dauerhaft gesichert und verbes- 
sert. Über die Verfahren wird nicht im Gesetz ent- 
schieden, sondern dies ist Aufgabe der Selbstverwal- 
tung. Die Anbindung an wissenschaftlich anerkannte 
Verfahren wird beibehalten. Ziel ist es, den Standard 
der psychotherapeutischen Versorgung durch eine 
den hohen Anforderungen entsprechende Ausbü- 
dung zu steigern. 

Daneben werden die krankenversicherungsrechth- 
chen Regelungen dafür geschaffen, daß den Patien- 
ten über die gleichberechtigte Teilnahme der Psy- 
chologischen Psychotherapeuten und der Kinder- 
und Jugendhchenpsychotherapeuten an der psycho- 
therapeutischen Versorgung ein seit langem gefor- 
dertes sozial und ökononüsch nicht diskriminiertes 
Erstzugangsrecht zmn Psychotherapeuten eröffnet 
wird. 

Insbesondere sieht der Gesetzentwurf folgendes vor: 

1. Das Psychotherapeutengesetz verfolgt das Ziel, 
die neuen Heüberufe des „Psychologischen Psy- 
chotherapeuten" und des „Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten" zu regeln und die 
gesetzüchen Grundlagen für eine eigenverant- 
wortliche heüberufhche Tätigkeit der Angehöri- 
gen dieser Berufe zu schaffen. 

2. Das Psychotherapeutengesetz trifft Regelungen 
über die Berufsausübung, das Verfahren der 
Erteilung der Approbation, deren Rücknahme, 
Widerruf und Ruhen sowie den Verzicht auf sie. 
Darüber hinaus werden die Anfordenmgen an 
Ausbüdung und staathche Prüfung, das Verfah- 
ren der wissenschafthchen Anerkennung sowie 
Übergangsvorschriften für die Personen, die 
bereits eine Qualifikation für die Ausübrmg des 
Berufs nach weisen können, geregelt. 


3. Der Gesetzentwurf sieht vor, daß die Zulassung 
zur Berufsausübung im Wege der Approbation 
erfolgt, wie dies auch bei anderen Heüberufen, 
wie zum Beispiel Ärzten imd Zahnärzten, der FaU 
ist. Zulässig bleibt, wie im übrigen Heüberufs- 
recht auch, die vorübergehende Ausübung des 
Berufs aufgrund einer befristeten Erlaubnis. 

4. An die Ausbüdung für neue Heüberufe sind hohe 
Anforderungen zu steUen. Den Beruf des Psycho- 
logischen Psychotherapeuten soUen deshalb nur 
Diplompsychologen mit einem Universitäts- oder 
diesem gleichstehenden Abschluß ergreifen kön- 
nen. Bei Kinder- und Jugendhchenpsychothera- 
peuten soU auch der erfolgreiche Abschluß des 
Studiengangs der Pädagogik oder Sozialpädago- 
gik den Zugang zur Ausbüdung ermöghchen, 
weü die Ausbüdung in diesen Studiengängen in 
besonderem Maße zum Umgang nüt psychisch 
gestörten Kindern und JugendUchen befähigt. 

Der Gesetzentwurf ermächtigt das Bundesnü- 
nisterium für Gesundheit überdies, in den Aus- 
büdungs- und Prüfungsverordnungen für die zu 
regelnden Berufsbereiche die Mindestanforde- 
rungen an die Ausbüdung en und an die staat- 
hchen Prüfungen zu regeln. In der Verordnungs- 
ermächtigung ist vorgesehen, daß die Ausbüdun- 
gen sich auf die Vermittlung eingehender Grund- 
kenntnisse in wissenschafthch anerkannten psy- 
chotherapeutischen Verfahren zu erstrecken 
haben. 

Im Hinbhck auf die praktische Tätigkeit in den 
Ausbüdungseinrichtungen wül der Gesetzgeber, 
daß ein möghchst breites Spektrum von Einrich- 
tungen, an denen psychotherapeutische Behand- 
lungen durchgeführt werden können, zur Verfü- 
gung steht. Der Ausbüdungsteünehmer soU wäh- 
rend seiner Ausbüdung unter Aufsicht und An- 
leitung als Praktikant an Patienten tätig sein. Die 
fachhche Eignung für die Ausübung des Berufs 
soU durch eine mindestens dreijährige ganztägi- 
ge oder fünfjährige berufsbegleitende Ausbü- 
dung in der Psychotherapie erworben werden, 
die nüt einer staaüichen Prüfung abschheßt. 

5. Der Gesetzgeber regelt die Kriterien für die wis- 
senschaftiiche Anerkennung. Die Entscheidung 
über eine wissenschaftiiche Anerkennung wird 
von den jeweüs zuständigen Landesbehörden 
getroffen. Diese können sich im BedarfsfaU Er- 
kenntnisse anderer Stellen bedienen. 

6. Die Übergangsregelungen stehen unter der Ziel- 
setzung, daß nur Personen Zugang zum Beruf 
erhalten, die eine hohe Qualifikation für die 
Berufsausübung besitzen. Unter Beachtung der 
Qualitätserfordemisse und des Patientenschutzes 
wird eine abgestufte Übergangsregelung getrof- 
fen, die nach Dauer der Berufstätigkeit imd Ab- 
leistung einer qualifizierten Nachschulung den 
Zugang zum Beruf eröffnet. Es wird davon aus- 
gegangen, daß bisher tätige Aus- und Weiterbü- 
dungseinrichtungen sowie die Psychotherapeu- 
tenverbände zur Nachschulung geeignete Ver- 
anstaltungen anbieten. Vor Inkrafttreten des 
Gesetzes abgeleistete Stunden theoretischer 
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Ausbildung sind ebenso wie die geforderten Be- 
handlungsfälle unter Supervision unabhängig 
vom Zeitraum ihrer Ableistung anzurechnen. 
Antragstellern, die erst nach einem bestimmten 
Stichtag ihre Berufstätigkeit aufgenommen ha- 
ben, ist es zuzumuten, daß sie die vom Gesetz 
geforderte Ausbildung durchlaufen. 

7. Durch das vorgesehene Psychotherapeutenge- 
setz wird das Heüpraktikergesetz insoweit geän- 
dert, als neben Ärzten und den Inhabern einer 
Erlaubnis nach dem Heüpraktikergesetz auch 
Approbierte nach dem Psychotherapeutengesetz 
berechtigt sind, Heükunde ~ beschränkt auf 
Tätigkeiten der Psychotherapie - auszuüben. Im 
übrigen bleiben die Vorschriften des Heüprakti- 
kergesetzes unberührt. Das bedeutet, daß das 
Verbot zur unerlaubten Ausübung von Heükun- 
de und die Strafvorschrift des § 5 des Heüprakti- 
kergesetzes auch für Psychologische Psychothe- 
rapeuten und Kinder- und Jugendhchenpsycho- 
therapeuten fortgüt, soweit es um heükundhche 
Tätigkeiten außerhalb der durch das Psychothe- 
rapeutengesetz geregelten Psychotherapie geht. 
Auch werden weder heükundhche Befugnisse 
von Ärzten noch die Rechte, die eine Erlaubnis 
nach dem Heüpraktikergesetz verleihen, durch 
das Psychotherapeutengesetz eingeschränkt. 

8. Grundlage für den Erlaß des Psychotherapeuten- 
gesetzes ist Artikel 74 Nr. 19 des Grundgesetzes. 
Danach hat der Bund die konkurrierende Gesetz- 
gebungskompetenz für die „Zulassung zu den 
ärzthchen und anderen Heübemfen". Bei den 
hier zu regelnden Berufen handelt es sich um 
„andere Heüberufe" im Sinne des Artikels 74 
Nr. 19. Das nach Artikel 72 Abs. 2 vorausgesetzte 
Bedürfnis für eine bundesgesetzhche Regelung 
im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung 
ist als gegeben zu erachten, weü die Schaffung 
zweier neuer eigenständiger Heüberufe durch 
eine bundesgesetzhche Regelimg angezeigt ist. 

9. Für die Jahre bis 1998 wird krankenversiche- 
rungsrechthches Übergangsrecht geschaffen. 

Ab dem 1. Januar 1999 ist es durch die mit dem 
Gesundheitsstrukturgesetz (GSG) eingeführte 
Bedarfszulassung aufgrund von festen Verhält- 
niszahlen in der ambulanten ärzthchen Versor- 
gung (§ 102 SGB V) verfassungsrechthch gebo- 
ten, den Zugang zum GKV-System für Ärzthche 
und Psychologische Psychotherapeuten nach 
gleichen rechthchen Rahmenbedingungen zu 
gewährleisten. 

Ärzte behandeln mit den gleichen psychothera- 
peutischen Verfahren wie Psychotherapeuten die 
gleiche Khentel. Psychologische und Ärzthche 
Psychotherapeuten unterscheiden sich zwar in 
der Gmndausbüdung (Psychologie beziehungs- 
weise Medizin), nicht aber in der Fachausbüdung 
(Psychotherapie), ihrem Patientenkreis, den Be- 
handlungszielen und ihrer Kompetenz und Ver- 
antworthchkeit in Diagnose und Therapie. Es ist 
deshalb verfassungsrechthch unzulässig, ab 1999 
Ärzthche Psychotherapeuten der Bedarfszulas- 
sung zu unterwerfen. Psychologische Psychothe- 


rapeuten und Kinder- und Jugendhchenpsycho- 
therapeuten aber nicht. 

Zudem ist aufgrund der mangelnden Transpa- 
renz des Versorgungsgeschehens der tatsäch- 
hche Bedarf an psychotherapeutischen Leistun- 
gen in der Bundesrepubhk Deutschland derzeit 
nur unzureichend bekannt, was einen Evaluati- 
onszeitraupi notwendig erscheinen läßt, bevor 
langfristige Regelungen geschaffen werden. 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird des- 
halb gesetzhch verpflichtet, bis zum 31. Dezem- 
ber 1997 den gesetzgebenden Körperschaften 
des Bundes über die Sichersteüung der psycho- 
therapeutischen Versorgung aufgrund der Rege- 
lungen dieses Gesetzes zu berichten und dabei 
gleichzeitig Empfehlungen zur Weiterentwick- 
lung der psychotherapeutischen Versorgung ab 
dem 1. Januar 1999 zu geben. 

Psychotherapeutische Behandlung zur Feststel- 
lung, Heüung oder Linderung psychischer Stö- 
rungen mit Krankheitswert wird als Regellei- 
stung in den Leistungskatalog der gesetzhchen 
Krankenversicherung aufgenommen. Den Pa- 
tienten steht dabei das Erstzugangsrecht zum 
Psychotherapeuten zu, der eigenverantwortiich 
tätig wird. Psychotherapeutische Behandlung 
durch Psychologische Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendhchenpsychotherapeuten 
wird von den Krankenkassen im Rahmen ihrer 
Leistungsverpflichtung gegenüber den Versi- 
cherten ebenso wie die Behandlung durch Ärzt- 
hche Psychotherapeuten als Sach- und Dienstlei- 
stung zur Verfügung gesteht. 

Entsprechend der dezentralen Ausrichtung des 
Gesundheitswesens und bewährter vergleichba- 
rer Regelungen im Krankenversichemngsrecht 
haben die Verbände der Psychotherapeuten und 
die Landesverbände der lörankenkassen sowie 
die Verbände der Ersatzkassen auf Landesebene 
Verträge über Vergütung (Volumen, Höhe, Ver- 
teilung, Abrechnung) der von Psychologischen 
Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendh- 
chenpsychotherapeuten erbrachten Leistungen 
zu schließen. Zur Erleichterung von Abrechnung 
und Verteüung der erbrachten Leistungen könn- 
ten die beteüigten Krankenkassenverbände auf 
Landesebene eine gemeinsame Abrechnungs- 
steüe einrichten. 

Als Höchstgrenze für die Vereinbarungen zum 
Vergütungsvolumen wird dabei ein Anteü von 
2 V. H. der Ausgaben der beteüigten Krankenkas- 
sen für die Gesamtheit der vertragsärztüchen 
Leistungen im Jahre 1995 festgelegt. Damit kann 
nach vorhegenden Erkenntnissen das derzeitige 
Versorgungsniveau in der gesetzhchen Kranken- 
versicherung durch Psychologische Psychothera- 
peuten und Kinder- und Jugendhchenpsychothe- 
rapeuten gewährleistet und ausgebaut werden. 

Eine Budgetierung anhand der Entwicklung der 
beitragspflichtigen Einnahmen der Mitgheder 
der Krankenkassen ist im weiteren nicht vorgese- 
hen. Es erscheint indessen insbesondere auf- 
grund der fehlenden Transparenz über die tat- 
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sächhche Bedarfssituation angemessen, in den 
Folgejahren des Übergangszeitraums den Ver- 
handlungsspielraum der Vertragspartner an der 
Entwicklimg im gesamten ambulant-ärztiichen 
Bereich auszurichten. Das Vergütungsvolumen 
soll sich deshalb grundsätzhch im Rahmen der 
Veränderung der ärztlichen Gesamtvergütimg 
bewegen. 

12. Auch die Zulassung der Psychologischen Psycho- 
therapeuten imd Kinder- imd Jugendhchenpsy- 
chotherapeuten erfolgt auf Landesebene anhand 
einheithcher Kriterien gemeinsam durch die Lan- 
desverbände der Krankenkassen sowie die Ver- 
bände der Ersatzkassen. 

13. In der Erarbeitung der Richtlinien für die psycho- 
therapeutische Versorgung der Versicherten wer- 
den Psychotherapeuten und Ärzte gleichberech- 
tigt einbezogen. Dem Bundesausschuß werden 
weitreichende Befugnisse bei der Sicherung der 
psychotherapeutischen Versorgung durch Rege- 
lungen zu Krankheitsbildem, geeigneten Thera- 
pieverfahren, Einleitung und Durchführung der 
Behandlung eingeräumt. . 

. Die Entscheidungen über die entsprechenden 
Richtliiüen erfolgen im Bundesausschuß Ärzte 
und Krankenkassen, der einerseits von den Kran- 
kenkassenverbänden und andererseits paritä- 
tisch mit Vertretern der Ärzte und Psychothera- 
peuten besetzt ist. 

b) Gesetzentwurf des Bundesrates 
-Drucksache 13/1206- 

Der Gesetzentwurf ist dem der Fraktion der SPD in- 
haltsgleich. 

c) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. - Drucksache 13/8035- 

Der Gesetzentwurf enthält einen berufsrechtiichen 
Teil (Artikel 1) imd einen krankenversicherungs- 
rechtiichen Teil (Artikel 2), deren wesentiicher Inhalt 
im Vorblatt erläutert ist. Artikel 1 betrifft das Gesetz 
über die Berufe des Psychologischen Psychothera- 
peuten und des Kinder- und Jugendhchenpsychothe- 
rapeuten. Artikel 2 enthält die notwendigen Ände- 
rungen des SGB V, die die Einzelheiten der psycho- 
therapeutischen Versorgung der Versicherten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung sowie die Einbe- 
ziehung der Psychologischen Psychotherapeuten 
und der Kinder- imd Jugendlichenpsychotherapeu- 
ten in die Krankenbehandlung durch deren Mitghed- 
schaft in den Kassenärztlichen Vereinigungen (Inte- 
grationsmodell) regeln. Die Artikel 3 bis 6 enthalten 
Folgeänderungen anderer Gesetze, die durch die Re- 
gelung der Berufe in der Psychotherapie erforderlich 
werden. Artikel 7 enthält als Folgeänderung von 
Artikel 2 die Änderung der Zulassungsverordnung 
für Vertragsärzte. Die Artikel 8 und 9 betreffen die 
Änderung der Berufsbezeichnung der Beschäfti- 
gungs- und Arbeitstherapeuten. 

Die vom Ausschuß mehrheitiich angenommenen 
Änderungsanträge betreffen im wesentlichen den 


Schutz der Beruf sbezeichnung „Psychotherapeut", 
die Begrenzung der Anzahl der Mitgheder der Psy- 
chotherapeuten in der Vertreterversammlimg auf 
maximal 10 v.H., die Regelung des Fachkundenach- 
weises im Gesetzestext anstelle des Verweises auf 
Richtlinien, Vorziehen der allgemeinen Bedarfspla- 
nung auf den 1. Januar 1999 und die Festlegung des 
für die Vergütung psychotherapeutischer Leistungen 
im Jahre 1999 zur Verfügung stehenden Volumens. 


d) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. - Drucksache 13/8039- 

Mit dem Gesetzentwurf wird die Selbstbeteüigung 
bei psychotherapeutischer Behandlung in der gesetz- 
hchen Krankenversicherung für Versicherte - ausge- 
nommen Kinder und Jugendliche - in einer ange- 
messenen und sozial verträghchen Höhe eingeführt. 
Diese Zuzahlung wird in die Sozialklausel der voll- 
ständigen Befreiung (§ 61 SGB V) einbezogen. Die 
probatorischen Sitzungen sind in jedem Fall zuzah- 
lungsfrei. Durch die mehrheitiich angenommenen 
Änderungsanträge ist eine Festsetzung der Zuzah- 
lung auf einheithch 10 DM pro Sitzung anstelle einer 
prozentualen Zuzahlung und die Einführung einer 
eigenständigen Überforderungsklausel vorgesehen. 

e) Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/8087 - 

Nach dem Antrag soU die Bundesregierung aufgefor- 
dert werden, folgende Punkte zu realisieren: 

1. Gleichstellung von psychologischen und ärztii- 
chen Psychotherapeutinnen und Psychothera- 
peuten. 

2. Bildung einer Kammer für die Psychothera- 
peutinnen und Psychotherapeuten. 

3. Psychologische Psychotherapie als Regelleistung 
der gesetzlichen Krankenversicherung. 

4. Gleichstellung psychisch Kranker mit somatisch 
Kranken. 

5. Keine Selbstkostenbeteüigung. 

6. Qualifiziertes und plurahstisches Psychotherapie- 
angebot. 

7. Flächendeckende Sicherstellung der Versor- 
gung. 

8. Qualitätsorientierte Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnungen sowie Übergangsregelungen. 

9. Kinder- und Jugendhchenpsychotherapie auch 
für 18- bis 21jährige Patientinnen und Patienten. 

10. Bildung eines Bundesausschusses Psychothera- 
peutinnen und Psychotherapeuten - Kranken- 
kassen. 

11. Anpassung der Psychotherapierichtlinien an den 
. Stand der Wissenschaft. 

12. Frauengerechte Psychotherapie, die Frauenspe- 
zifik der Psychotherapie angemessen zu berück- 
sichtigen. 




DrUCksachG 13/9212 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


3. Zu den Beratungen im Ausschuß 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
RD.P. hoben hervor, daß mit dem Gesetzentwurf ih- 
rer Fraktionen ein erneuter Anlauf genommen wer- 
de, endlich den Bereich der Psychotherapie für alle 
Beteiligten zufriedenstellend rechtlich zu regeln. Es 
bestehe ein parteienüb ergreifender Konsens, daß 
dieser Bereich nun endgültig zu regeln sei, und ver- 
wiesen auf die Beratungen des entsprechenden 
Gesetzentwurfes in der letzten Legislaturperiode, 
wobei sich dieser parteienübergreifende Konsens in 
einer breiten Zustimmimg zu dem damaligen Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung nach dessen Modifi- 
zierungen manifestiert habe. Die endgültige Verab- 
schiedung sei dann ausschließlich an der Frage der 
Zuzahlungen gescheitert, bei den berufsrechtlichen 
Regelungen imd bei der Einbindung der Leistungen 
in das Sozialrecht habe es Übereinstimmung gege- 
ben. 

Der Gesetzentwurf folge einer Reihe von Eckpunk- 
ten. Der wichtigste sei die qualitätsorientierte Berufs- 
zulassungsregelung. Voraussetzung für die Berufs- 
ausübung sei eine Approbation, für deren Erteilung 
eindeutige Kriterien im Gesetz festgeschrieben seien. 
Diese besagten, daß jeweils eine dreijährige Ausbil- 
dung in Vollzeitform oder eine mindestens fünfjähri- 
ge Ausbildung in Teilzeitform zum Psychologischen 
Psychotherapeuten oder zum Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten erfolgt sein müsse. Voraus- 
setzung für den Zugang zur Ausbildung zum Psycho- 
logischen Psychotherapeuten sei die bestandene Ab- 
schlußprüfung im Fach Psychologie; Voraussetzung 
für den Zugang zur Ausbildung zum Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten sei die bestandene 
Abschlußprüfung in den Studiengängen Psychologie 
oder Pädagogik, Sozialpädagogik. 

Sie betonten, daß es wichtig sei, die berufsrecht- 
lichen Regelungen und die sozialrechtlichen Rege- 
lungen in einem Gesetz vorzunehmen. Eine Tren- 
nung der beiden Regelungsbereiche, wie das bei- 
spielsweise in Österreich geschehen sei, habe sich 
als nicht praktikabel erwiesen. Diese werde auch von 
der Mehrzahl der betroffenen Verbände abgelehnt, 
wie sich in der Anhörung gezeigt habe. 

Sie stellten klar, daß die psychotherapeutische Lei- 
stung im gemeinsam und einheitlich finanzierten 
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung verankert sei. Es sei nicht sinnvoll, diese 
Behandlungen dem Spektrum kassenindividueller 
Satzungsleistungen zuzuordnen, da hier eine Diffe- 
renzierung zwischen medizinisch Notwendigem und 
weniger Notwendigem oder auch nur Wünschbarem 
nicht möglich sei. 

Sie unterstrichen, daß an der Konsultation eines Arz- 
tes bei der somatischen Abklärung psychisch kran- 
ker Patienten bei der Einleitung der Psychotherapie 
festgehalten werde. Spätestens nach der zweiten Sit- 
zung habe der Psychotherapeut vor Fortsetzung der 
Behandlung den Konsiliarbericht eines Vertragsarz- 
tes zur Abklärung einer somatischen und gegebe- 
nenfalls psychiatrischen Erkrankung einzuholen. 


Auch dieser Gesetzentwurf folge dem Prinzip der 
Vorfahrt für die Selbstverwaltung. Der Gesetzent- 
wurf enthalte das Integrationsmodell, nach dem die 
Psychotherapeuten Mitglieder der Kassenärztlichen 
Vereinigung würden. Dadurch seien die Psychothe- 
rapeuten in allen zuständigen Gremien vertreten imd 
könnten an der Gestaltung aller wesentlichen Re- 
gelungen mitwirken. Dadurch würde auch die immer 
wieder geforderte Gleichstellung der ärztlichen imd 
Psychologischen Psychotherapeuten wie auch der 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten er- 
reicht. 

Sie betonten, daß die Anhörung imzweideutig erge- 
ben habe, daß in dem Bereich der Psychotherapie 
Handlungsbedarf gegeben sei. Sie zeigten sich er- 
staunt darüber, daß das von der Ärzteschaft selbst in 
die Diskussion gebrachte Integrationsmodell kurzfri- 
stig und in einem späten Stadium der Beratung über- 
raschenderweise abgelehnt worden sei. Nach ihrer 
Überzeugung sei dies eine sinnvolle Lösung der Fra- 
ge der Einbindung der Psychotherapie in die sozial- 
rechtlichen Leistungen. Befürchtungen einer unkon- 
trollierten Ausweitung der psychotherapeutischen 
Leistungserbringer seidn nicht begründet. Deshalb 
hielten sie auch grundsätzlich an dem vorgesehenen 
Integrationsmodell fest. Durch einen entsprechenden 
Änderungsantrag werde aber sichergestellt, daß der 
Anteil der Psychotherapeuten in den Vertreterver- 
sammlungen der Kassenärztlichen Vereinigungen 
und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 10 v. H. 
nicht überschreite. Sie gingen dabei davon aus, daß 
auch die Zahl der übernommenen Psychologischen 
Psychotherapeuten und der Kinder- und Jugend- 
lichenpsychotherapeuten diesen Wert nicht über- 
schreite. 

Die immer wieder angemahnte Gleichstellung der 
psychisch und somatisch Kranken werde auch durch 
die Gewährung des Erstzugangsrechts des Patienten 
zum Psychotherapeuten unterstrichen. Die nach der 
zweiten Sitzung obligatorische somatische Abklä- 
rung diene der Sicherheit des Patienten. Im besonde- 
ren auch die Entscheidung, ob bei Kinderii und 
Jugendlichen eine fachpsychiatrische Untersuchung 
zu veranlassen ist. 

Breiten Raum nahm die Diskussion um die vorgese- 
hene Zuzahlung ein. Der Gesetzentwurf habe eine 
Zuzahlung von in der Regel 25 v. H. vorgesehen. Die 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
sahen sich in ihrer Meinung durch die Anhörung be- 
stätigt, daß eine Zuzahlung -* in welcher Form auch 
immer - insofern positiv wirke, als der Patient moti- 
viert werde, aktiv die Behandlungsmaßnahmen zu 
unterstützen. Die Eigenverantwortlichkeit des Pa- 
tienten werde aktiviert, er lasse die Behandlung nicht 
passiv über sich ergehen, er werde vielmehr aktiv an 
allen Maßnahmen mitarbeiten. 

Die in der Anhörung von einigen Sachverständigen 
vorgetragenen Bedenken gegen die vorgesehene 
Höhe der Zuzahlung von 25 v. H. veranlaßte die Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. dazu, einen Ände- 
rungsantrag einzubringen, nachdem die Zuzahlung 
zu einer fakultativen Zuzahlung in Höhe von 10 DM 
pro Sitzung umgewandelt wurde. Grundsätzlich sei 
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eine solche Zuzahlung von dem Patienten zu entrich- 
ten, der Psychotherapeut habe aber die Mögüchkeit, 
auf die Einziehung der Zuzahlung zu verzichten. 
Dadurch werde es dem Psychotherapeuten ermög- 
licht, in den Fällen, in denen er davon überzeugt sei, 
daß eine Zuzahlung nicht motivierend wirke, von der 
Erhebung der Zuzahlung abzusehen. 

Der Gesetzentwurf habe vorgesehen, daß die Voraus- 
setzungen des Fachkundenachweises in Richtlinien 
geregelt würden. Dagegen seien verfassungsrecht- 
liche Bedenken erhoben worden. Ein von den Frak- 
tionen der CDU/CSU^und F.D.P. eingebrachter Ände- 
rungsantrag sieht nünmehr vor, daß dies im Gesetz 
geregelt wird. 

In einem weiteren Änderungsantrag werde festge- 
legt, daß nach dem Auslaufen der gesetzlichen Rege- 
lung des Vergütungsvolumens im Jahre 1999 die 
Partner das Vergütungsvolumen neu aushandeln 
müßten. In den Jahren bis 1999 solle aber ein Kosten- 
rahmen gelten, der auf den Ausgaben von 1996 auf- 
setze, denn die entsprechenden Zahlen für 1997 
könnten nicht herangezogen werden, da es durch 
gerichtliche Entscheidungen in diesem Jahr Ein- 
brüche gegeben habe. In den verschiedenen Kran- 
kenkassenarten sei die Psychotherapie in unter- 
schiedhchem Maße in Anspruch genommen worden, 
deshalb sei ein eigener Kostenrahmen für die unter- 
schiedlichen Krankenkassen sachgerecht. 

Sie stellten klar, im Jahre 1996 hätten sich die Vergü- 
tungen für die psychotherapeutischen Leistungen im 
vertragsärztlichen Bereich, die man aufgrund der 
Frequenzstatistik der Kassenärzthchen Bundesver- 
einigung und einem rechnerischen Punktwert von 
10 Pfennig kenne, auf 1,1 Mrd. DM belaufen. Hinzu 
komme das Kostenerstattungsvolumen in Höhe von 
etwa 310 Mio. DM. Insgesamt werde deshalb ein 
Vergütungsvolumen in Höhe von 1,46 Mrd. DM zur 
Verfügung stehen, das das Höchstvolumen darstelle, 
das die Vertragsparteien im Jahre 1999 vereinbaren 
dürften. 

Zu den weiteren Änderungsanträgen zur Härtefall- 
regelung, zur Bedarfsplanung und zu den Über- 
gangsregelimgen führten sie aus, 

- daß mit der Einführung einer eigenständigen 
Überforderungsklausel, einschheßlich der Redu- 
zierung der Belastungsgrenze auf 1 v. H. bei psy- 
chotherapeutischer Dauerbehandlung, eine sozial 
abgefederte Zuzahlungsregelung geschaffen wor- 
den sei, 

- daß durch die Verlängerung der den Psychothera- 
peuten und den psychotherapeutisch tätigen Ärz- 
ten reservierten Quoten bei der Bedarfsplanung 
auf 10 Jahre die ungestörte Entwicklung dieser 
beiden Berufsgruppen und damit eine umfassende 
psychotherapeutische Versorgung der Versicher- 
ten sichergestellt sei; dabei gehe man davon aus, 
daß die Tätigkeit der ärztlichen und nichtärzt- 
hchen Kinder- und Jugendüchenpsychotherapeu- 
ten aufgrund der Zulassungsmögüchkeit bei 
quahtativem Sonderbedarf nach den Bedarfspla- 
nungsrichtlinien in einem bedarfsgerechten Maße 
gewährleistet werde, und 


- daß die Übergangsregelungen zum bedarfsunab- 
hän0gen Zugang der Psychotherapeuten zur ver- 
tragsärztlichen Versorgung denjenigen Psychothe- 
rapeuten eine weitere Tätigkeit an ihrem bisheri- 
gen Praxisort erlaubten, die die Voraussetzung der 
Richtlinienqualifikation erfüllten - sei es als Voll- 
qualifikation für die Zulassung, sei es als Sockel- 
qualifikation für die Ermächtigung der Nachquali- 
fikation -. Außerdem müßten sie in der Vergan- 
genheit zumindest einen Teil ihres Erwerbsein- 
kommens aus der Tätigkeit für die gesetzliche 
Krankenversicherung erzielt haben. Diesem Per- 
sonenkreis sei der - bei einer bedarfsabhängigen 
Zulassung gegebenenfalls notwendige - Umzug in 
einen nicht gesperrten Planungsbereich aus sozia- 
len Gründen nicht zuzumuten. 

Die anderen qualifizierten Psychotherapeuten könn- 
ten sich dagegen nur in einem nicht gesperrten 
Planungsbereich niederlassen entsprechend dem 
Ziel der Bedarfsplanung, langfristig eine bundesweit 
ausgewogene Verteilung der Leistungserbringer zu 
erreichen. 

Der Gesetzentwurf habe vorgesehen, daß die Voraus- 
setzungen des Fachkundenachweises in Richtlinien 
geregelt würden. Dagegen seien verfassungsrechtii- 
che Bedenken erhoben worden. Ein von den Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. eingebrachter Ände- 
rungsantrag sieht nunmehr vor, daß dies im Gesetz 
geregelt wird. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD betonten, der 
Gesetzentwurf ihrer Fraktion gehe von drei Eck- 
punkten aus. Zum ersten sollten die psychotherapeu- 
tischen Leistungen zu den Regelleistungen der ge- 
setzlichen Krankenversicherung werden. Zum zwei- 
ten solle den Patienten ein Erstzugangsrecht zu der 
psychotherapeutischen Behandlung eingeräumt wer- 
den. Schheßlich solle die Psychotherapie als Sachlei- 
stung abgegeben werden und nicht nüt einer hohen 
Selbstbeteihgung belastet werden. 

Angesichts der Tatsache langer Patientengeschich- 
ten in der Psychotherapie nüt teilweise siebenjähri- 
gen erfolglosen Behandlungsversuchen sei es das 
Ziel, anstelle für Chronifizienrngen und Frühverren- 
tungen zu bezahlen, die Psychotherapie anstelle von 
Psychopharmaka einzusetzen, die psychisch Kran- 
ken nüt den somatisch Kranken gleichzustellen, 
einen Sicherstellungsauftrag anstelle einer Zwei- 
Klassen-Medizin zu haben, durch eine Qualitäts- 
sicherung den grauen Markt der Scharlatane zu 
ersetzen, eine Gleichstellung der Psychotherapeuten 
anstelle des Delegationsprinzips zu erreichen und 
Kosten zu sparen, anstelle für Chronifizierungen und 
Frühverrentungen zu bezahlen. 

Jedes Jahr würden für Psychopharmaka 1,2 Mrd. DM 
gezahlt. Dies sei viel zuviel. Bern ständen Ausgaben 
in Höhe von 800 Mio. DM für Psychotherapie gegen- 
über. Dies sei ein krasses Mißverhältnis. 

Die Gleichstellung der psychisch und der somatisch 
Kranken sei ein wichtiges Ziel. Seit Jahrzehnten wür- 
den die psychisch Kranken gegenüber den somatisch 
Kranken diskriminiert. Hier sei dringender Hand- 
lungsbedarf gegeben. In diesem Zusammenhang kri- 
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tisierten sie heftig die Vorstellungen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P., eine Zuzah- 
lung bei der Behandlung psychischer Krankheiten 
einzuführen. Dies sei eine Fortführung der Diskrimi- 
nierung, denn eine Zuzahlung schheße vor allem die- 
jenigen von einer Psychotherapie aus, die sie am 
dringendsten benötigten. Psychotherapie müsse den 
Versicherten als Sachleistung zur Verfügung stehen, 
wobei alle Formen einer Selbstbeteüigung oder auch 
einer Kostenerstattung ausgeschlossen seien. Psy- 
chisch Kranken dürfe kein Eintrittsgeld bei der 
psychotherapeutischen Leistung abverlangt werden. 

Ein bedeutendes Ziel sei die Gleichstellung von 
Psychologischen Psychotherapeuten und Ärztlichen 
Psychotherapeuten. Statt der Psychotherapie als 
Hilfsbemf müsse es eine quahtativ hochstehende 
Kooperation zwischen Ärzthchen Psychotherapeuten 
und Psychologischen Psychotherapeuten geben, die 
Ärzte dürften nicht als Nadelöhr beim Zugang zur 
Psychotherapie wirken. Im Interesse der Therapeu- 
ten werde endhch ein Berufsrecht geschaffen, das 
die Gleichstellung sicherstelle. Der direkte Zugang 
der Patienten zu einem Psychotherapeuten ihres Ver- 
trauens werde geschaffen, es gebe keinen Arztvor- 
behalt mehr. 

Mit den umfangreichen Änderungsanträgen der 
Fraktion der SPD zu dem Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD erfolgte eine Anpassung an die im GSG II 
vorgesehenen Regelungen. Dieses enthalte eine 
grundlegende Organisationsreform der ärztlichen 
Selbstverwaltung, insbesondere die Zusammenfas- 
sung der Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen 
Vereinigungen zu Kassenärztlichen Vereinigungen 
neuer Art imter Integration auch der Ärztlichen und 
Psychologischen Psychotherapeuten und die Büdung 
von Sektionen innerhalb der Kassenärztiichen Ver- 
einigungen mit eigenem Verhandlungsmandat für 
Ärzte sowie Ärztliche und Psychologische Psychothe- 
rapeuten. Damit verbunden sei die entsprechende 
gleichberechtigte Beteüigung der Psychotherapeuten 
an den für die Sicherstellung der psychotherapeuti- 
schen Leistungen maßgebenden Selbstverwaltungs- 
grenüen, insbesondere Bundesschiedsamt, Bundes- 
ausschuß, Bewertungsausschuß imd erweiterter Be- 
wertungsausschuß . 

Die gleichberechtigte Einghederung der Psychologi- 
schen Psychotherapeuten in das GKV-System sowie 
die Erfordernisse eines möghchst kostengünstigen 
und verwaltungsfreundlichen Vorgehens erforderten 
einen Übergangszeitraum insbesondere zur Erarbei- 
tung der Richtlinien für die psychotherapeutische 
Versorgung unter gleichberechtigter Einbeziehung 
der Psychotherapeuten, zur Schaffung eines eigen- 
ständigen Einheitlichen Bewertungsmaßstabs für die 
psychotherapeutischen Leistungen und zur Tren- 
nung der Gesamtveiigütung von Vertragsärzten 
einerseits sowie Ärzthchen und Psychologischen Psy- 
chotherapeuten andererseits. Diese Übergangsphase 
werde mit der Bildung einer eigenständigen Sektion 
der Psychotherapeuten in den Kassenärzthchen Ver- 
einigimgen und der Kassenärzthchen Bundesvereini- 
gung im Zusammenhang mit den turnusmäßigen 
Wahlen zu den neuen Vertreterversammlungen der 
Körperschaften, die grundsätzhch im Jahre 2000 


stattfänden, abgeschlossen. Entsprechende Überlei- 
tungsvorschriften würden gewährleisten, daß den 
Psychologischen Psychotherapeuten bereits bis zu 
diesem Zeitpunkt die notwendigen Einflußmöghch- 
keiten in den Selbstverwaltungsgremien eröffnet 
seien. 

Die Mitgheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN kritisierten das bei der Koahtion vorhandene 
organzentrierte Krankheitsverständnis. Es müsse 
vielmehr von einem ganzheithchen, gleichsteUenden 
und emanzipatorischen Gesundheits- und Krank- 
heitsverständnis ausgegangen werden. Wenn man 
zur Kenntnis nehme, wie viele somatische Fehl- 
behandlungen seehsch Kranken angetan würden, 
dann könne man sich schwerhch auf einen Arztvor- 
behalt einlassen. Es gehe nicht an, nur den psychisch 
Kranken eine weitgehende Autonomie zuzubiUigen, 
die ökonomisch in der Lage seien, die Kostenanteile 
selbst zu schultern. Dies bedeute eine Zwei-Klassen- 
Medizin. 

Sie kritisierten heftig die vorgesehene Selbstbeteüi- 
gung der Patientinnen imd Patienten. Der Eigenan- 
teü selektiere und grenze aus. Wirtschaftlich Abhän- 
gige, wie Frauen oder Flüchtlinge, verlören dadurch 
ihre Gleichbehandlungsrechte. Die Selbstbeteüigung 
diskriminiere psychisch Kranke gegenüber den 
somatisch Kranken. Die psychotherapeutische Be- 
handlung müsse aUen Versicherten ohne Einschrän- 
kungen zugänglich sein. Studien belegten, daß 
durch Zuzahlungen ein beträchtiicher Anteü der 
behandlungsbedürftigen Patientinnen und Patienten 
von der psychotherapeutischen Gesundheitsversor- 
gung ausgeschlossen würden. 

Sie betonten die Eigenständigkeit des Berufs des 
Psychotherapeuten gegenüber dem ärzthchen Be- 
reich. Deshalb forderten sie die Einrichtung einer 
eigenen Kammer für die Psychotherapeuten, die die 
berufsständischen Angelegenheiten regele imd die 
auch für die wissenschaftliche Anerkennung von 
Therapieverfahren zuständig sein soUe. Es könne 
nicht hingenonunen werden, daß im Bereich der wis- 
senschaftüchen Anerkennung von Verfahren seit lan- 
ger Zeit ein Stülstand herrsche. Neben den analyti- 
schen Verfahren hätten sich im Laufe der Jahre 
erfolgreiche Verfahren im Bereich der Verhaltensthe- 
rapie und der Famüientherapie entwickelt. 

Die gesetzliche Regelung müsse zum Ziel haben, 
eine adäquate psychotherapeutische Krankenbe- 
handlung durch ein qualifiziertes und plurahsti- 
sches Psychotherapieangebot (tiefenpsychologisch 
fundierte Psychoanalyse, Verhaltenstherapie, Ge- 
sprächstherapie, Gestalttherapie) zu gewährleisten. 
In der Gesundheitsversorgung psychisch erkrankter 
Personen sei ein Angebot bereitzusteUen, welches 
die jeweüige Leistungsfähigkeit der Therapien be- 
zogen auf die unterschiedhchen Krankheitsbüder 
auf greife. Die Angebote müßten auf die Lebens- 
wirklichkeit abgestimmt sein imd sich an den Be- 
dürfnissen und Erfordernissen der Betroffenen 
orientieren. 

Sie sahen die in der Praxis bewährte Methoden- und 
Therapievielfalt der ambulanten psychotherapeuti- 
schen Versorgung durch den Gesetzentwurf gefähr- 
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det. Die Anerkennung von wissenschaftlich fundier- 
ten Psychotherapieverfahren sei so zu regeln, daß ein 
pluralistisches Therapieangebot (z. B. Gesprächsthe- 
rapie, Gestalttherapie, Familientherapie) geschaffen 
werde, das die jeweilige Leistungsfähigkeit der The- 
rapien bezogen auf die unterschiedlichen Krank- 
heitsbilder der Patientinnen und Patienten aufgreife. 

Diese Garantie könne der vorliegende Gesetzent- 
wurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. nicht 
geben. Im Gegenteil. Durch die restriktiv auf Richt- 
linienverfahren bezogenen Zulassungskriterien zur 
vertragspsychotherapeutischen Behandlung werde 
das vorhandene Therapiespektrum zu Lasten der 
GKV- Versicherten drastisch reduziert. Für die Zu- 
kunft bedeute das eine durch die Pohtik verursachte 
wissenschaftlich und poütisch unvertretbare Ein- 
schränkung der weiteren psychotherapeutischen 
Versorgung. 

Es sei notwendig, die psychologischen Psychothera- 
peutinnen und Psychotherapeuten auch in bezug auf 
die Krankenkassen den Ärztinnen und Ärzten gleich- 
zustellen. Hierfür müsse einer eigenen Bundesver- 
einigung der psychologischen Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten sowie der Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten die Möglichkeit 
eingeräumt werden, im Rahmen eines Bundesaus- 
schusses eigenständig mit den Krankenkassen über 
die Honorienmg, über die psychotherapeutisch 
behandlungsbedürftigen Krankheiten und den dazu 
erforderlichen Verfahren (Zulassung als Richtlinien- 
verfahren) zu verhandeln. 

Das Mitglied der Gruppe der PDS bezeichnete die 
Schaffung und staatliche Anerkennung eines neuen, 
selbständig und eigenverantwortlich tätigen akade- 
mischen Heilberufs - des Psychologischen Psycho- 
therapeuten - als unerläßlich und dringlich. Es gehe 
dabei keineswegs allein um die Schaffung eines 
längst überfälligen Berufsrechts und die Verbesse- 
rung der psychotherapeutischen Versorgung, son- 
dern auch um die Frage, welcher Stellenwert den 
sprechenden und zuwendungsorientierten Behand- 
lungsverfahren zukommen solle. 

Man hätte das Gesetz schon lange haben können, 
weim die Koalitionsparteien nicht auf der Ungleich- 
behandlung körperlich und seelisch Kranker sowie 
der psychologischen Psychotherapie gegenüber ärzt- 
licher Versorgung beständen. Die vorliegenden Ge- 
setzentwürfe würden deshalb nach wie vor unver- 
zichtbaren Grundanforderungen an ein Psychothera- 
peutengesetz nicht gerecht. Dies gelte auch vor dem 
Hintergrund, daß sie nüttlerweile auch viele sinnvolle 
Regelungen enthielten. 

Eine klare Absage erhielten die vorgesehenen 
Zuzahlungsregelungen. Selbstbeteiligungen ver- 
schlechterten regelmäßig die Versorgungssituation, 
da sie für viele Menschen den Zugang zu medizini- 
scher Hilfe empfindlich beeinträchtigten. In dem 
Zusammenhang sei es auch aufschlußreich, daß die 
maßgebüchen Ärzteorgaiüsationen Zuzahlungen für 
die Inanspruchnahme der unmittelbaren ärztlichen 
Leistungen ablehnten. 


B. Besonderer Teil 

Soweit die Vorschriften des Gesetzentwurfs unverän- 
dert Übernommen wurden, wird auf deren Begrün- 
dung verwiesen. Zu den vom Ausschuß angenomme- 
nen Änderungen ist folgendes zu bemerken: 

Zu Artikel 1 (Psychotherapeutengesetz) 

Zu § 1 Abs. 1 

Die Ändenmg soll klarstellen, daß im Interesse des 
Patientenschutzes andere Personen als Ärzte, Psy- 
chologische Psychotherapeuten oder Kinder- und Ju- 
gendlichenpsychotherapeuten die Kurzbezeichnung 
„Psychotherapeut" nicht führen dürfen. 

Zu §1 Abs. 3 

Die Streichung soll klarstellen, daß der Begriff der 
„Ausübung von Psychotherapie" auch somatische 
Erkrankungen umfaßt, wenn bei diesen durch psy- 
chische Symptome als zusätzliche therapeutische 
Maßnahme eine psychotherapeutische Behandlung 
indiziert ist. 

Zu §8 Abs. 3 Nr. 5 

Aus Praktikabihtätsgründen sind je nach dem Ver- 
fahren der vertieften Ausbildimg innerhalb der vor- 
gegebenen 600 Stunden praktischer Ausbildung nur 
mindestens sechs Patientenbehandlungen möglich. 

Zu § 12 Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 

Um einzelne psychotherapeutische Behandlungen 
niebt urmötig zu verlängern, ist es angemessen, an- 
stelle der Dauer der Einzelbehandlung eine Gesamt- 
stundenzahl vorzuschreiben. 

Zu § 12 Abs. 4 Satz 3 Nr. 2 

Um einzelne psychotherapeutische Behandlungen 
nicht unnötig zu verlängern, ist es angemessen, an- 
stelle der Dauer der Einzelbehandlung eine Gesamt- 
stundenzahl vorzuschreiben. 

Zu Artikel 2 (Fünftes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 2 

Eine obligatorische Abklärung einer psychischen Er- 
krankimg durch einen Facharzt für Psychiatrie oder 
Kinder- und Jugendpsychiatrie ist nicht erforderlich. 
Die Beurteilung der Notwendigkeit einer psychiatri- 
schen bzw. kinder- und jugendlichenpsychiatrischen 
Abklärung wird dem die somatische Abklärung 
durchführenden Arzt überlassen. 

Zu Nummer 5 a 

Durch die Änderung wird kiargestellt, daß die Tätig- 
keit des Psychotherapeuten in der ambulanten ver- 
tragsärztlichen Versorgung der Versicherten nur die 
Behandlung psychischer Störungen mit einem in den 
Psychotherapie-Richtlinien des Bundesausschusses 
der Äjrzte und Krankenkassen zugelassenen Behand- 
lungsverfahren umfaßt. 
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Dies bedeutet für die Tätigkeit des Psychotherapeu- 
ten im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung, 
daß sie insbesondere nicht umfaßt 

~ Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten, 
Verordnung von medizinischen Leistungen der 
Rehabilitation, Belastimgserprobung und Arbeits- 
therapie, 

- Anordnung der Hilfeleistung anderer Personen, 

~ Verordnung von Arznei-, Verband-, Heil- imd 
Hilfsmitteln, Krankentransporten sowie Kranken- 
hausbdhandlung oder Behandlung in Vorsorge- 
oder Rehabüitationseinrichtimgen, 

- Verordnung häuslicher Kremkenpflege und 

- Feststellxmg imd Bescheinigung von Arbeitsunfä- 
higkeit, die die Voraussetzung ist für die Zahlimg 
von Krankengeld nach § 46 SGB V und für die Ent- 
geltfortzcihiung nach § 5 Abs. 1 des Entgeltförtzah- 
lungsgesetzes. 

Zu Nummer 6 

Folgeänderung zum Änderungsantrag zu Artikel 2 
Nr. 7. 

Zu Nummer 7 

Die Psychotherapeuten werden ordentliche bzw. 
außerordentliche Mitglieder der Kassenärztlichen 
Vereinigungen. Um ihre Repräsentanz in den Vertre- 
terversammlungen der Kassenärztlichen Vereinigrm- 
gen und der Vertreterversammlung der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigimg zu sichern, erfolgt die 
Wahl ihrer Vertreter in diese Gremien getrennt von 
der Wahl der Vertreter der ärztlichen Mitglieder. Die- 
ses Wahlverfahren erfordert, daß eine Höchstzcihl der 
in den getrennten Wahlen zu wählenden Vertreter 
der Psychotherapeuten gesetzlich vorgesehen wird. 
Die im Gesetz genannte Höchstzahl von 10 v.H. 
orientiert sich an dem zu erwartenden bundesdxuch- 
schnittlichen Anteü der Psychotherapeuten an der 
Gesamtzahl der Vertragsärzte. Das Wahlverfahren 
der Vertreter der außerordenthchen psychotherapeu- 
tischen Mitglieder entspricht den Regelimgen f^ die 
Wahl der Vertreter der außerordentlichen ärztlichen 
Mitglieder. Die Regeltmg des Wahlrechts imd der 
Anzahl der Mitglieder der Vertreterversammlungen 
bleibt den Satzungen überlassen. 

Zu Nummer 10 Buchstabe c 
§ 95 Abs. 10 SGB V 

Voraussetzung für die bedarfsunabhängige Zuleis- 
sung ist, daß die nichtärztlichen Psychotherapeuten 
die fachlichen Voraussetzimgen für eine qualitätsge- 
sicherte Psychotherapie in den Richtlinienverfahren 
erfüllen (vgl. § 95 c Satz 2 Nr. 3- neu -), bis zum 
31. Dezember 1998 den Antrag auf Zulassung stellen 
und zu diesem Zeitpunkt die Voraussetzungen des 
Fachkimdenachweises erfüllen. Bezogen auf dieses 
Datum kann jedoch noch keine endgültige Entschei- 
dung über die Zulassung getroffen werden, da die 
hierfür erforderliche Approbation erst nach Inkraft- 
treten des Gesetzes am 1. Januar 1999 erteilt werden 
kann. Die Approbation ist daher nach Erteilung dem 


Zulassimgsausschuß vorzulegen, so daß dieser späte- 
stens bis zum 30. April 1999 eine Entscheidung über 
die Zulassung treffen kann. Auf Basis der dann zuge- 
lassenen Psychotherapeuten hat der Bundesaus- 
schuß die Verhältniszahlen festzulegen. Eine be- 
darfsunabhängige Zulassung erhalten allerdings nur 
diejenigen Psychotherapeuten, die darüber hinaus in 
der Zeit vom 25. Juni 1994 bis 24. Juni 1997 bereits 
an der ambulanten Versorgung der Versicherten der 
gesetzlichen Krankenversicherung im Delegations- 
verfahren oder im Wege der Kostenerstattung nach 
§ 13 Abs. 3 SGB V teilgenommen haben, wobei diese 
Teilnahme nicht für den gesamten Zeitraum verlangt 
wird. Gemeint sind die Leistungserbringer, die in der 
Vergangenheit in niedergelassener Praxis an der 
psychotherapeutischen Versorgung der Versicherten 
teilgenommen, unter anderem daraus ihr Erwerbs- 
einkommen erzielt haben, und für die es deshalb 
eine unbillige Harte darstellte, wenn sie nach Inkraft- 
treten des Gesetzes nur noch bedarfsabhängig an 
der Versorgung der Versicherten teilnehmen, d.h. 
sich nur in nicht gesperrten Gebieten niederlassen 
dürften. Im Gegensatz dazu ist es gerechtfertigt, den 
Personenkreis, der erst nach dem 24, Juni 1997, dem 
Tag der Einbringung des Gesetzentwurfs im Deut- 
schen Bundestag, an der ambulanten Versorgimg 
der Versicherten der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung teilgenommen hat, auf die - bedarfsabhängige 
- Niederlassimg in nicht gesperrten Planimgsberei- 
chen zu verweisen. Die relativ kurze Bearbeitungs- 
frist für den Zulassungsausschuß bis zum 30. April 
1999 ist sachgerecht, dcimit der Bundesausschuß 
möglichst früh im Jahre 1999 Verhältniszahlen festle- 
gen kann. 

§ 95 Abs. 11 SGB V 

Der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen sah vor, 
daß der Bxmdesausschuß der Ärzte und Kreinkenkas- 
sen das Nähere über die Voraussetzungen sowie 
deren Inhalt und Umfang in Richtlinien zu regeln 
habe. Um verfassungsrechtlichen Bedenken Rech- 
nung zu tragen, werden diese Anforderungen im 
Gesetz definiert. Die Anforderungen an die Nach- 
qualifikation sind aus verfassungsrechtlichen Grün- 
den nicht höher als die Anforderungen, die an den 
Psychotherapeuten gestellt werden, der aufgrund 
der Übergangsregelung zur vertragsärztlichen Ver- 
sorgung bedarfsunabhängig zugelassen wird. 

Die Teüncihme an der yertragsärztlichen Versorgung 
erfordert ein Mindestmaß an Kenntnissen imd Erfah- 
rungen in einem Behandlungsverfahren, das der 
Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen als 
ein zur Krankenbehandlung geeignetes Verfahren in 
Richtlinien anerkennt. 500 dokumentierte Behand- 
lungsstunden bzw. 250 dokumentierte Behandlungs- 
stunden unter qualifizierter Supervision in einem der 
Richtlinienverfahren erfüllen dieses Mindestmaß 
(„Sockel"). Die Qualifikation des Supervisors muß 
den Anforderungen gleichwertig sein, die in der Psy- 
chotherapie-Vereinbarung nach § 135 Abs. 2 SGB V 
an einen Supervisor gestellt werden. 

Der Gleichbehandlungsgrundsatz verlangt,' daß der 
Antrag auf bedarfsunabhängige Ermächtigung zur 
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Teilnahme an der vertragsärztlichen Versorgung bis 
zu demselben Stichtag wie der Antrag auf bedarfs- 
unabhängige Zulassung zur vertragsärztlichen Ver- 
sorgimg zu stellen ist. 

§95 Abs. llaSGB V 

Ein Psychotherapeut, der am Stichtag der Antragstel- 
lung für die Ermächtigimg zur Nachqualifikation 
wegen der Erziehung eines Kindes in den ersten drei 
Lebensjahren die für die Nachqualifikation geforder- 
ten Eingangsvoraussetzimgen nicht erfüllt, erhält 
Gelegenheit, die Mindestanforderungen in einem 
der Kindererziehungszeit entsprechenden Zeitraum 
nachzuholen. Hat er dann die Eingangsvorausset- 
zungen erfüllt, wird er bedarfsunabhängig ermäch- 
tigt. Diese Sonderregelung für Erziehungsberech- 
tigte ist gestaltet in Anlehnung an die Zeit des Erzie- 
hungsurlaubs in dem Gesetz über die Gewährung 
von Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub (BErzGG) 
i.d.F. vom 31. Januar 1994 (BGBl. 1 S. 180), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24, März 1997 (BGBL 1 
S. 594). 

Der Zeitraum der Ermächtigung für die Nachqualifi- 
kation beträgt auch für diese Psychotherapeuten 
höchstens fünf Jahre. Er verlängert sich in Anleh- 
nung an das Gesetz über die Gewährung von Erzie- 
hungsgeld imd Erziehungsurlaub (BErzGG) i.d. F. 
vom 31. Januar 1994 (BGBl. 1 S. 180), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24. März 1997 (BGBl. I S. 594), um 
die Zeit, in der eine Berufstätigkeit wegen der Be- 
treuung eines Kindes in den ersten drei Lebensjah- 
ren ausgeschlossen war, längstens um drei Jahre und 
gibt damit die Möghchkeit zur Nachqualifikation. 
Während dieser Zeit ruht die Ermächtigimg. 

§95 Abs. llbSGBV 

Für die Psychotherapeuten, die in der Zeit vom 25. Juni 
1994 bis zum 24. Juni 1997 wegen der Erziehung 
eines Kindes nicht erwerbstätig waren und daher 
auch nicht zur ambulanten Versorgung der Ver- 
sicherten der gesetzlichen Krankenversicherung bei- 
getragen haben, wird der Beginn der Frist für die 
Erfüllung dieser Voraussetzung um den entsprechen- 
den Zeitraum vorverlegt. Das heißt, die Frist wird so 
vorverlegt, daß auch diesen Psychotherapeuten in je- 
dem Fall ein Zeitraum von drei Jahren zur Verfügung 
steht, in dem sie den Nachweis der Teilnahme an der 
ambulanten Versorgung der Versicherten der gesetz- 
hchen Krankenversicherung erbringen können. Eine 
Verlängerung der Frist über den 24. Juni 1997 wäre 
dagegen nicht sachgerecht, weü sie nicht den Perso- 
nenkreis erfassen würde, den der Gesetzgeber mit 
der bedarfsunabhängigen Zulassung bzw, Ermächti- 
gung begünstigen will. 

§ 95 Abs. 12 SGB V 

Es wird klargestellt, daß Ärzte genauso wie Psycho- 
therapeuten nach Einführung einer gemeinsamen 
Bedarfsplanimg ziun 1. Januar 1999 nur noch be- 
darfsabhängig zur vertragsärztlichen Versorgung 
zugelassen werden können. Im übrigen handelt es 
sich um eine Folqeänderunq zur Änderung des § 95 
Abs. 10 SGB V. 


Zu Nummer 1 1 

Der Fachkundenachweis ist neben der Approbation 
Voraussetzung für die Eintragung in das Arztregister 
imd damit Zugangsvoraussetzung für die Teilnahme 
der Psychotherapeuten an der vertragsärztlichen Ver- 
sorgung. Der Gesetzentwurf der Koahtionsfraktionen 
sah vor, daß der Bundesausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen die Einzelheiten des Fachkunde- 
nachweises in Richtlinien zu regeln habe. Um verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken Rechnimg zu tragen, 
werden die Voraussetzungen für den Fachkunde- 
nachweis im Gesetz definiert. Für die Teilnahme an 
der vertragsärztlichen Versorgung muß der Psycho- 
therapeut in der Lage sein, die Versicherten in einem 
der in der gesetzhchen Krankenversicherung aner- 
kannten Behandlungsverfahren zu behandeln. Er 
muß daher Kenntnisse und Erfahrungen in diesem 
Behandlungsverfahren nachweisen. Den Nachweis 
erbringt der nach § 2 Abs. 1 des Psychotherapeuten- 
gesetzes approbierte Psychotherapeut, indem er die 
für die Approbation nach § 2 Abs. 1 des Psychothera- 
peutengesetzes erforderhche vertiefte Ausbüdung 
(vgl. § 8 Abs. 4 PsychThG) in einem Richtlinienver- 
fahren erfolgreich abgeschlossen hat. Den Nachweis 
erbringt der nach § 2 Abs. 2 und 3 des Psychothera- 
peutengesetzes approbierte Psychotherapeut, indem 
er die für die Approbation nach § 2 Abs. 2 imd 3 des 
Psychotherapeutengesetzes (Staatsangehörige der 
EU-, EWR-Mitghedstaaten, Drittstaatsangehörige) er- 
forderhchen Voraussetzungen in einem Richtliiüen- 
verfahren erfüllt. Der nach § 12 des Psychotherapeu- 
tengesetzes approbierte Psychotherapeut erfüllt 
diese Voraussetzungen durch den Nachweis, daß er 
die für die Approbation nach § 12 des Psychothera- 
peutengesetzes gestellten Qualifikationsanforderun- 
gen in einem der Richtlinienverfahren erfüllt hat. Das 
heißt, er kann den Fachkundenachweis bereits mit 
der Approbation erwerben oder auch zu einem späte- 
ren Zeitpunkt erfüllen. 

Zu Nummer 12 
§ 101 Abs. 4 Satz 1 SGB V 

Durch die Änderungen des Satzes 1 wird geregelt, 
daß ärztliche und nichtärztliche Psychotherapeuten 
eine Arztgruppe im Sinne der Bedarfsplanung sind, 
Weü die Zahl der Leistungserbringer in dieser neu 
geschaffenen planungsrechtlichen Arztgruppe bun- 
desweit die Zahl 1000 übersteigt (vgl, § 101 Abs, 2 
Nr. 2 SGB V), wird der Bundesausschuß verpflichtet, 
bundesweite Verhältniszahlen für die Bedarfspla- 
nung auf Basis der Zahlen der ärztlichen und nicht- 
ärztlichen Psychotherapeuten am 1. Januar 1999 in 
dieser neuen Arztgruppe festzulegen (das sind die 
zugelassenen Ärzte sowie die Psychotherapeuten, 
die am 31. Dezember 1998 die krankenversiche- 
rungsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorausset- 
zungen für die Zulassung erfüllt haben und die Ap- 
probation dem Zulassungsausschuß bis zum 31, März 
1999 nachgewiesen haben, vgl. § 95 Abs. 10 SGB V 
- neu -). Zur Ermittlung der Verhältniszahl werden 
neben den zugelassenen Ärzten nur die zuzulassen- 
den und nicht die zu ermächtigenden Psychothera- 
peuten (hier die zu ermächtigenden Psychotherapeu- 
ten nach § 95 Abs. 11 SGB V - neu -) mitgezählt. Die 
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Regelungen zur Bedarfsplanung enthalten keine 
eigenständige Bedarfsplanung für Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten, da bereits nach 
den derzeit geltenden Bedarfsplanungs-Richtlinien 
die Zulassungsausschüsse ihnen bei Vorhegen von 
quahtativem Sonderbedarf eine Zulassung erteilen 
sollen. Die psychotherapeutische Unterversorgung 
von Kindern und Jugendhchen wäre ein derartiger 
quahtativer Sonderbedarf. 

§ 101 Abs. 4 Satz 3 SGBV 

Durch die Änderung wird die Dauer der Quotierung 
der Versorgungsanteile der Ärzte und der Psychothe- 
rapeuten um fünf Jahre verlängert und beläuft sich 
damit insgesamt auf zehn Jahre. Diese zehnjährige 
gesetzhche Absicherung bestimmter Versorgungsan- 
teüe jeweils für die nichtärztlichen imd ärztlichen 
psychotherapeutischen Leistungserbringer in allen 
Planungsbereichen ermöglicht insbesondere, Erfah- 
rungen zu sammeln, inwieweit sich die auf medizini- 
scher Grundlage aufbauende psychotherapeutische 
Behandlrmg durch Ärzte und die vom psychologi- 
schen Ansatz herkommende psychotherapeutische 
Behandlung durch Psychotherapeuten decken oder 
notwendigerweise ergänzen. Würde man - zumin- 
dest für die Einführungsphase - keine Quotierung 
vorsehen, so bestände die Gefahr, daß aufgrund der- 
zufäUigen ~ Überzahl einer Berufsgruppe, andere 
psychotherapeutische Leistungserbringer keine 
Chance der Zulassung hätten, was eventuell eine 
„Verarmung" der psychotherapeutischen Thera- 
pieinhalte zur Folge hätte. Da diese Auswirkungen 
nicht mit Sicherheit ab geschätzt werden können, ist 
es gerechtfertigt, wenn der Gesetzgeber in der Ein- 
führungsphase der gemeinsamen Bedarfsplanung, 
die grundsätzhch von der Vorstellung eines einheith- 
chen psychotherapeutischen Versorgungsbedarfs der 
Versicherten ausgeht, den imterschiedhchen Berufs- 
gruppen bestimmte Versorgungsteüe vorbehält. 

§ 101 Abs. 4 Satz 4 SGB V 

Da die Psychotherapeuten, die noch keine ausrei- 
chende Qualifikation in den Richtlinienverfahren 
haben, aus Vertrauensschutzgründen unter bestimm- 
ten Bedingimgen bedarfsunabhängig zur Teilnahme 
an der vertragsärztlichen Versorgung ermächtigt 
werden (§ 95 Abs. 11 SGB V - neu -), ist es auch 
sachgerecht, sie bei der örüichen Verhältniszahl, die 
den regionalen Versorgungsstand abbüdet, mitzu- 
zählen, weil sie in gleichem Umfang an der psycho- 
therapeutischen Versorgung teilnehmen wie die zu- 
gelassenen Psychotherapeuten. 

Zu Artikel 4 (Strafgesetzbuch) 

Folgeänderung zu der Änderung von Artikel 1 § 1 
Abs. 1. 

Zu Artikel 7 (Zulassungsverordnimg für Vertragsärzte) 
Zu Nummer 2 

Folgeänderung zu der Änderung von Artikel 2 Nr. 10 
Buchstabe c. 


Zu Artikel 9 a (Überleitungsvorschrift) 

Um die psychotherapeutische Versorgung in der Zeit 
vom Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Januar 1999 bis 
zur Entscheidung über die Zulassung oder Ermächti- 
gung der Psychotherapeuten sicherzusteUen, wird 
den nichtärzthchen Leistungserbringern, die bis zum 
31. Dezember 1998 an der psychotherapeutischen Ver- 
sorgvmg der Versicherten mitgewirkt haben, ermög- 
hcht, psychotherapeutische Leistungen zu Lasten der 
gesetzhchen Krankenversicherung bis zu deren Zu- 
lassung oder Ermächtigung weiterhin zu erbringen. 

Zu Artikel 9 b (Übergang sregelimg zur Vergütung 
psychotherapeutischer Leistungen) 

Durch die Regelimg wird für das Jahr 1999 das für 
die Vergütung psychotherapeutischer Leistungen zur 
Verfügung stehende Ausgabenvolumen der Kran- 
kenkassen bestimmt. 

Zu Absatz 1 

Das für das Jahr 1999 zu bestimmende Ausgaben- 
volumen besteht zum einen aus dem von den Kranken- 
kassen für die Vergütung psychotherapeutischer Lei- 
stungen in der Vertrags ärzthchen Versorgung auf ge- 
wendeten Vergütungs Volumen. Dieses Volumen wird 
höchstens um einen - als Anteil der von der jeweili- 
gen Krankenkasse gezahlten Gesamtvergütung defi- 
nierten - Betrag erhöht, der auf der Grundlage der 
von den Krankenkassen insgesamt für psychothera- 
peutische Leistungen außerhalb der vertragsärzt- 
hchen Versorgung geleisteten Aufwendimgen be- 
stimmt worden ist. Soweit die tatsächhch geleisteten 
Aufwendungen einer Krankenkasse das nach 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 bestimmte Ausgabenvolumen 
übersteigen, ist für das Jahr 1999 ein entsprechend 
höheres Ausgabenvolumen zu vereinbaren. Neben 
dieser gesamtvertraghchen Regelimg zur Begren- 
zung der Ausgaben für psychotherapeutische Lei- 
stungen gelten die Regelvmgen des Einheitiichen 
Bewertungsmaßstabes (EBM) für die Begrenzung der 
abrechnungsfähigen Leistungen. 

Zu Absatz 2 

Durch die Regelung soll sichergestellt werden, daß 
die Abweichungen des Vergütungspunktwertes für 
psychotherapeutische Leistungen von dem für die 
Vergütung Vertrags ärztlicher Leistungen nach Kapi- 
tel B II des EBM (Beratimgs- imd Betreuimgsleistun- 
gen) geltenden Punktwert ~ bezogen auf den durch- 
schnittiichen Punktwert der beteüigten Krankenkas- 
sen nach § 83 Abs. 1 Satz 1 SGB V - eine Bandbreite 
von 10 V. H. nicht überschreiten. 

Zu Absatz 3 

Soweit in dem Übergangszeitraum von den Kranken- 
kassen Erstattungen für psychotherapeutische Lei- 
stungen nach § 13 Abs. 3 SGB V (Kontenart 593) 
geleistet werden, sind diese Beträge mit dem Ausga- 
benvolumen nach Absatz 1 zu verrechnen. Die Höhe 
der Erstattungssätze darf diejenige, die die Kranken- 
kasse bei Erbringung als Sachleistung zu tragen hät- 
ten, nicht überschreiten. 
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Zu Artikel 9 c (Sozialgerichtsgesetz) 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Ände- 
rung in Artikel 2. 

Die in Artikel 2 Nr. 2 § 28 Abs. 3 SGB V - neu - vor- 
genommene Legaldefinition wird für die Regelung 
des sozialgerichtlichen Verfahrens übernommen. Da- 
mit wird klargestellt, daß der Begriff „Kassenarzt- 
recht" auch die Streitigkeiten erfaßt, die aufgrund 
der Beziehungen zwischen Psychologischen Psycho- 
therapeuten sowie Kinder- und Jugendlichenpsycho- 
therapeuten (Psychotherapeuten) und Krankenkas- 
sen entstehen. 

Zu Nummer 2 

Es handelt sich um die Folgeänderung zu den Ände- 
rungen in Artikel 2. 

Es wird geregelt, daß in den Kammern (und Senaten) 
für Angelegenheiten des Kassenarztrechts als ehren- 
amthche Richter auch Psychotherapeuten mitwirken. 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu den Än- 
derungen in Artikel 2. 

Es wird geregelt, daß der Rechtsweg zu den Gerich- 
ten der Sozialgerichtsbarkeit auch für Streitigkeiten 
gegeben ist, die in Angelegenheiten nach dem Fünf- 
ten Buch Sozialgesetzbuch aufgrund der Beziehun- 
gen zwischen Psychotherapeuten und Krankenkas- 
sen sowie aufgrund von Entscheidungen der gemein- 
samen Gremien von Leistungserbringern, zu denen 
künftig auch Psychotherapeuten gehören, und Kran- 
kenkassen entstehen. 

Zu Artikel 11 (Inkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Die Änderung zu Artikel 1 ist erforderlich, um eine 
möglichst schnelle Umsetzung des Gesetzes zu 
gewährleisten. Die Änderung zu Artikel 2 ist eine 
Folgeänderung zu der Änderung von Artikel 2 Nr. 10, 
mit dem die Frist zur Antragstellung vorgezogen 
wurde. 

Zu Absatz 1 a 

Folgeänderung zur Einfügung von Artikel 9 a. Durch 
das spätere Inkrafttreten wird sichergestellt, daß die 
bisher an der psychotherapeutischen Versorgung 
teilnehmenden nichtärztlichen Psychotherapeuten 
während der Phase der Prüfung ihrer Anträge auf 
Zulassung bzw. Ermächtigung durch die Zulassungs- 
ausschüsse weiter an der psychotherapeutischen 
Versorgung teilnehmen können. 

Zu Absatz 1 b 

Durch die Änderung wird klargestellt, daß die Ver- 
gütung der psychotherapeutischen Leistungen ab 
dem Jahre 2000 durch die Vertragspartner der Ge- 
samtverträge zu vereinbaren ist. 


Neuntes SGB V-Ändeningsgesetz - 9. SGB V-ÄndG 

Zu Artikel 1 (Fünftes Buch Sozialgesetzbuch) 

Beseitigung von redaktionellen Fehlem ohne inhalt- 
liche Ändemng. 

Zu Nummer 1 a 

Die Zuzahlung zur psychotherapeutischen Behand- 
lung in der gesetzlichen Krankenversicherung wird 
für volljährige Versicherte einheitlich auf 10 DM je 
Sitzung festgesetzt. Die nähere Bestinunung des Be- 
griffes Sitzung bleibt wie bisher dem einheitlichen 
Bewertungsmaßstab für ärztliche Leistungen Vorbe- 
halten, der von den Spitzenverbänden der Kranken- 
kassen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
im Bewertungsausschuß zu vereinbaren ist. Die bis- 
her im Gesetzentwurf vorgesehene indikationsbezo- 
gene Unterscheidung in besonders schwere und son- 
stige Fälle entfällt, weil dies zu Abgrenzungsproble- 
men geführt hätte, die einen übermäßigen Verwal- 
tungsaufwand zur Folge gehabt hätten. 

Satz 3 stellt sicher, daß § 43 b SGB V keine Anwen- 
dung findet, da wegen der gesetzhchen Verrin- 
gemng des Vergütungsanspmchs für die in § 43 b 
SGB V vorgesehene Verrechnung kein Raum mehr 
ist. Der Vergütungsanspruch des Leistungserbringers 
gegen die Kassenärztliche Vereinigung verringert 
sich um den Betrag der Zuzahlung. Das Inkassorisiko 
liegt also beim Leistungserbringer. Die Höhe der 
Gesamtvergütung verringert sich um den Betrag der 
Zuzahlung. 


Zu Nummer 3 
§62 Abs. laSGB V 

Für die Zuzahlungen zu psychotherapeutischer Ver- 
sorgung wird durch diese Vorschrift eine eigenstän- 
dige Überfordemngsklausel geschaffen, die getrennt 
von der Belastungsgrenze für Zuzahlungen zu Fahr- 
kosten, Arznei-, Verband- und Heilmittel zu berech- 
nen ist. 

Durch die Bezugnahme auf § 62 Abs. 1 Satz 2 gilt 
eine Belastungsgrenze von 2 v. H., und es wird si- 
chergestellt, daß chronisch Kranke, die sich in psy- 
chotherapeutischer Dauerbehandlung befinden und 
hierzu bereits 1 Jahr lang Zuzahlungen in Höhe der 
Belastimgsgrenze von 2 v. H. gezahlt haben, ledig- 
lich 1 V. H. der jährlichen Bmttoeinnahmen zum Le- 
bensunterhalt als Zuzahlung zu psychotherapeuti- 
scher Behandlung leisten müssen. 

Da die Berechnungsgmndlagen des Absatzes 1 Satz 2 
bis 4 für die neue Belastungsgrenze für Zuzahlungen 
zu psychotherapeutischer Behandlung nur entspre- 
chend gelten, werden beide Belastungsgrenzen nicht 
miteinander verbunden. Es reicht also für die Herab- 
setzung der Belastungsgrenze von 2 v, H. auf 1 v. H. 
gemäß Absatz 1 a nicht aus, daß ein Versicherter die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt. Es kommt 
vielmehr darauf an, daß der Versicherte Zuzahlungen 
ausschließlich wegen der psychotherapeutischen 
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Behandlung bis zur Belastungsgrenze von 2 v. H. ge- 
leistet hat, damit im Folge] ahr die Belastungsgrenze 
für Zuzahlungen zur psychotherapeutischen Behand- 
lung auf 1 V. H. herabgesetzt werden kann. Beide 
Chronikerregelimgen stehen unabhängig nebenein- 
ander? die Voraussetzungen für ihre Anwendung 
müssen jeweUs getrennt berechnet werden. 

§ 62 Abs. 2 SGB V 

Redaktionelle Folgeänderungen zu Einfügung von 
Absatz 1 a. 

Zu Nummer 4 

Einbeziehung der Zuzahlung zu psychotherapeuti- 
scher Behandlung in die Regelung über die Dynami- 
sierung der Zuzahlungsbeträge. 

Zu Nummer 5 

Durch die Änderung wird sichergestellt, daß die von 
den Versicherten geleisteten Zuzahlungen bei psy- 
chotherapeutischer Behandlung die von den Kran- 


kenkassen zu entrichtenden Gesamtvergütungen 
entsprechend nündem. 

Zu Artikel 1 a (Reichsversicherungsordnung) 

Die versicherte Frau wird auch bei psychotherapeuti- 
scher Behandlung und bei Hilfsmitteln, die aufgrund 
von Schwangerschaftsbeschwerden und im Zusam- 
menhang mit der Entbindimg erforderlich werden, 
von Zuzahlungen freigestellt. Die Einbeziehung der 
Hüfsmittel ist aufgrund des 2. GKV-Neuordnungs- 
gesetzes als redaktionelle Klarstellung erforderlich. 

Zu Artikel 1 b (Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte) 

Die versicherte Frau wird auch bei psychotherapeuti- 
scher Behandlung und bei Hilfsmitteln, die aufgrund 
von Schwangerschaftsbeschwerden und im Zusam- 
menhang mit der Entbindung erforderlich werden, 
von Zuzahlungen freigesteUt. Die Einbeziehung der 
Hilfsmittel ist aufgrund des 2. GKV-Neuordnungsge- 
setzes als redaktionelle Klarstellung erforderlich. 
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